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W irtschaftsprüfer stehen vor neuen Herausforde-
rungen, die auch die Fortbildung oder das Wirt-

schaftsprüferexamen angehen, unter anderem die Aus-
weitung der Nachhaltigkeitsberichterstattung, die vor 
allem mittelständische Unternehmen sowie Betriebe der 
öffentlichen Hand betreffen. Auch auf internationale 
Entwicklungen hat das Institut der Wirtschaftsprüfer re-
agiert und neun aktuelle Standards zur Prüfung weniger 
komplexer Einheiten verabschiedet.  ●

Für Wirtschaftsprüfer ist 
einiges neu

65 Millionen

3,4 Milliarden

14 Millionen

3,3 Millionen

406.000

Belege sind 2022 im Durchschnitt monatlich digital 
eingereicht worden.

Belege sind von einer Million Unternehmen in der  
DATEV-Cloud digital gespeichert worden.

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden monatlich 
mit DATEV-Payroll Software abgerechnet.

registrierte Arbeitnehmer für DATEV Arbeitnehmer online  
„Meine Abrechnungen“

Anwender von DATEV Unternehmen online

Haben Sie bereits Ihren Registrierungsbrief zum  
besonderen elektronischen Steuerberaterpostfach erhalten? 

Melden Sie sich bitte an, der Registrierungscode ist nur  
für drei Monate gültig. Weitere Infos unter 

www.datev.de/best

beSt - schon angemeldet?

Zum Oktober hat Microsoft das Server-Betriebssystem 
Windows Server 2012 R2 abgekündigt. Auch DATEV wird 

den Support dafür beenden. Infos unter 
www.datev.de/betriebssystem-abkuendigung

Abkündigung von 
Betriebssystemen

Auf dem DATEV-Marktplatz finden Sie je nach Branche, 
Funktion oder eingesetzter DATEV-Software ergänzende 
Lösungen von DATEV-Software-Kooperationspartnern. 

www.datev.de/marktplatz

DATEV-Marktplatz
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	 Perspektiven

�Sebiger – seiner Zeit weit voraus 
Der Gründer von DATEV würde im März 2023 
seinen 100. Geburtstag feiern. Ich erinnere mich 
gerne daran, was der IT-Pionier und Visionär der 
digitalen Transformation für uns alle bewegt hat. 

	 Praxis

�Rechtsbehelfe prüfen 
Es stellt sich die Frage, ob es lohnenswert ist, den 
neuen Grundsteuerbescheid mittels Einspruch 
anzugreifen oder mittels Fortschreibung eine 
Anpassung für die Zukunft in Betracht zu ziehen. 

 

 

�Vorgelagertes Verfahren 
Bei Umsetzung der sogenannten DAC 7-Richtlinie 
kommt es auch zu Änderungen im Rahmen der 
Betriebsprüfungen. Die Finanzverwaltung kann 
nun auch Buchführungsbelege anfordern und in 
der Behörde eine Prüfung durchführen.

�Grundlegender Wandel 
Die Ausweitung der Nachhaltigkeitsberichterstattung stellt 
Prüfer vor neue Herausforderungen.

�Angepasste Prüfungen 
Das Institut der Wirtschaftsprüfer hat neun aktuelle 
Standards zur Prüfung verabschiedet.

�Dreigeteilte Prüfung 
Wer kontrolliert und prüft eigentlich die Abschlussprüfer? 
Diese Frage ist nicht einfach zu beantworten.

 

�Neue Berichtspflichten 
Die Nachhaltigkeitsberichterstattung fordert mittelstän
dische Unternehmen sowie Betriebe der öffentlichen Hand, 
die hier vor großen Herausforderungen stehen.

   Wirtschaftsprüfung – aktuelle Herausforderungen
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�Pionier, Vordenker, Visionär 
Geschichte wiederholt sich: Fachkräftemangel, 
Inflation und mangelnder Digitalisierungsgeist. 
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2023 jährt sich sein Geburtstag zum 100. Mal.
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Immobilien und Steuern 

Die Dimensionen der Globalisierung 

betreffen auch den Immobilienmarkt, vor allem 

im Zusammenhang mit der Digitalisierung. Auch 

Nachhaltigkeit und steuerliche Anforderungen beim Kauf einer 

Gewerbeimmobilie sind vielschichtig.
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�Kapitalgesellschaft  
als Verwalter 
Aus wirtschaftlichen, aber auch  
steuerlichen Gründen kann es sich lohnen, 
Vermögensgegenstände in der gängigsten 
deutschen Rechtsform zu verwalten. 
 

�Zurechnung von Grundbesitz 
Das Grundstück einer Untergesellschaft gehört 
deren Obergesellschaft grunderwerbsteuerlich 
nur dann, wenn es der Obergesellschaft aufgrund 
eines Erwerbsvorgangs nach den Vorschriften des 
Grunderwerbsteuergesetzes zuzurechnen ist. 

	 Produkte & Services
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Wissensaufbau und 
-ausbau um? Die DATEV 
Lernplattform online ist 
für eine Kanzlei die 
Antwort.
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�Standards sind wichtig  
 

Die Kanzlei Zanin & Partner aus 
Weimar hat sich verkleinert – 

und wächst dennoch 
„extrem“, wie Partnerin 
Katy Licht und 
Mitarbeiterin Anett 
Goehre sagen. Wie 

machen die das?
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�	 Kanzleimanagement
�

�Der Schlüssel heißt Respekt 
Eher analog arbeitende und digitale Kanzleien 
stehen sich unversöhnlich gegenüber? Von 
wegen! Ein Beispiel aus Kiel zeigt, wie sehr jede 
Kanzlei von einer anderen profitieren kann.
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1923. Es ist eines dieser wilden Jahre in den zwanziger Jahren des vergan-
genen Jahrhunderts. Ein Jahr, in dem die junge Demokratie der Weimarer 

Republik ums Überleben kämpft. 1923 ist aber auch das Jahr, in dem der deut-
sche Rundfunk offiziell gestartet wird und MAN das erste Straßenfahrzeug mit 
Dieselmotor entwickelt. Und in Franken werden in diesem Jahr drei Persön-
lichkeiten geboren, die auf ganz unterschiedliche Weise deutsche Geschichte 
prägen werden: Neben dem künftigen US-Außenminister Heinz Alfred Kissin-
ger und dem Chef des Bundeskriminalamts in spe Horst Herold kommt in die-
sem Jahr auch Heinz Sebiger zur Welt, der spätere Gründer von DATEV. 
Heute trägt der Straßenabschnitt zwischen der Fürther Straße und der Adam-
Klein-Straße in Nürnberg seinen Namen – direkt in der Nähe des DATEV 
IT-Campus. Die Stadt Nürnberg ehrte damit das Lebenswerk des Nürnber-
ger IT-Pioniers, ein Werk, das für unsere Genossenschaft und unseren Be-
rufsstand nicht hoch genug bewertet werden kann. 

Kontinuität und Zukunftsorientierung

Der spätere Gründer von DATEV würde am 9. März 2023 seinen 
100. Geburtstag feiern. Ich fühle mich sehr geehrt, als einer seiner 
Nachfolger im Amt des Vorstandsvorsitzenden sein Leben und 
Werk aus diesem Anlass zu würdigen. Und es sagt viel über seine 
DATEV aus, dass ich in diesem Amt erst der dritte Vorstandschef in 
der Geschichte unserer Genossenschaft bin. Ein Traditionsunter-
nehmen, das viel Wert auf Kontinuität legt und zugleich immer 
den Blick nach vorne richtet. 
Genau das war auch das Anliegen von Heinz Sebiger. Er war ein 
Visionär und Pionier der digitalen Transformation. An digitalen 
Themen, die bis heute für unseren Berufsstand hochaktuell 
sind, hat er bereits vor Jahrzehnten gearbeitet. Er hat auch er-
kannt, dass wir nur zusammen die Herausforderungen des 
technologischen Wandels bewältigen können, der sich be-
reits im Gründungsjahr von DATEV abzeichnete. Der Gedan-
ke, dass sich Steuerberater gemeinsam mit Gleichgesinnten 
freiwillig zusammenschließen und so die Anliegen des Be-
rufsstands nach genossenschaftlicher Idee vorantreiben, 
war für seine Zeit atemberaubend weitsichtig. 

Sebiger – seiner Zeit 
weit voraus

Dr. Heinz Sebiger | Der Gründer von DATEV würde 
im März 2023 seinen 100. Geburtstag feiern. 

Mir gibt das die wunderbare Gelegenheit, daran 
zu erinnern, was der IT-Pionier und Visionär der 

digitalen Transformation für uns alle bewegt hat. 
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PROF. DR. ROBERT MAYR

CEO der DATEV eG 

Nürnberg, im Januar 2023

FOLGEN SIE MIR AUF …

 

Twitter: twitter.com/Dr_Robert_Mayr 

LinkedIn: www.linkedin.com/in/prof-dr-robert-mayr

sowie

Rechenzentrum als vorausschauende Idee

Denn schon damals hatten Unternehmen aller Branchen mit einem Problem zu 
kämpfen, das uns heute wieder begegnet: Der Fachkräftemangel war vor allem im 
Bereich der Buchhaltung eklatant. Ein weiterer Grund, warum die Idee einer zent-
ralisierten Rechentechnik vorausschauend für unseren Berufsstand war und ist. 
So wurde das Fundament für die Möglichkeiten einer effizienteren Buchhaltung 
gelegt, die immer auf der Höhe der Zeit ist und Buchführungsdaten elektronisch 
in einem eigenen Rechenzentrum verarbeitet und bündelt. Mit DATEV hat Heinz 
Sebiger zudem unbestritten eines der bedeutendsten innovativsten und beschäfti-
gungsstärksten Unternehmen in der Metropolregion Nürnberg geschaffen. Ein 
Erfolgsmodell, das er über Jahrzehnte lang prägen sollte. 
Schon mit der Gründung der Genossenschaft war DATEV den Mitbewerbern vor-
aus – heute würde man dies wohl als Start-up bezeichnen. Heinz Sebiger hat die 
Kombination von Technologie und Finanzierungsform einmal als unsere Geburts-
urkunde bezeichnet und die Genossenschaft als Gesellschaftsform, durch die wir 
den Mitgliedern verpflichtet sind. Das alles stimmte ihn sehr optimistisch für die 
weitere Zukunft der Steuerberater.

Technologischer Wandel als Chance

Heinz Sebiger war ein Visionär und Mensch, von dem so viel bleibt. Seine Vorstel-
lung war, dass seine Ideen und Gründerwerte auch von neuen Generationen ver-
innerlicht und weitergetragen werden. Er selbst war Zeit seines Lebens ein Ver-
fechter moderner Technologie. Ich erinnere mich, dass er bis ins hohe Alter so da-
von fasziniert war, dass er selbst mit 90 Jahren noch neben zwei PCs auch ein 
MacBook, ein iPad und ein iPhone nutzte. Er erzählte, dass er seine Tageszeitun-
gen auf dem iPad las und die englische Fachpresse sich per Audio-Wiedergabe 
vortragen ließ. Heinz Sebiger war ein Mensch, der technische Neuerungen nicht 
als womöglich erschreckende Veränderung, sondern immer als Chance wahr-
nahm. 
Für mich ist Heinz Sebiger einer der großen Pioniere der deutschen IT-Branche – 
und ein persönliches Vorbild. Mit seinem Weitblick, seinem Mut und seiner Ent-
schlossenheit hat er es geschafft, vor mehr als 50 Jahren den Grundstein für unse-
re erfolgreiche Genossenschaft zu legen. Nehmen wir uns diese Eigenschaften ei-
nes Mannes zu Herzen, der in diesem Monat 100 Jahre alt geworden wäre.
Lesen Sie dazu bitte auch den Beitrag auf Seite 33.  ●
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Grundlegender 
Wandel

Green Deal | Die Ausweitung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
wird auch die Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer vor neue 
Herausforderungen stellen. Von dieser Entwicklung sind die Aus- und 
Fortbildung sowie das Examen des Berufsstands ebenfalls betroffen. 

Andreas Dörschell
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Der European Green Deal ist ein von der Europäischen 
Kommission im Jahr 2019 vorgestelltes Konzept mit dem 

Ziel, die Treibhausgasemissionen in der Europäischen Union 
(EU) bis zum Jahr 2050 auf null zu reduzieren. Europa soll 
hierdurch als erster Kontinent klimaneutral werden. Der 
Green Deal ist zentraler Bestandteil der europäischen Klima-
politik und soll dabei unterstützen, die sechs Klimaziele der 
EU – namentlich Klimaschutz, Anpassung an den Klimawan-
del, Schutz der Wasser- und Meeresressourcen, Stärkung der 
Kreislaufwirtschaft, Verringerung der Umweltverschmutzung 
sowie Schutz der biologischen Vielfalt und der Ökosysteme – 
umzusetzen. Dazu umfasst er eine Reihe von Maßnahmen zu 
nachhaltigem Wirtschaften und zu nachhaltiger Finanzie-
rung, insbesondere in den Bereichen Energie, Verkehr, Han-
del, Industrie sowie der Land- und Forstwirtschaft. Für unse-
ren Berufsstand besonders relevant ist der Bereich der Fi-
nanzmarktregulierung. Hier sollen im Rahmen der Sustaina-
ble Finance Strategy die Kapitalströme in Europa in 
nachhaltige Investitionen gelenkt werden. Die Strategie be-
ruht aktuell auf drei Säulen: der Sustainable Finance Disclo-
sure Regulation aus 2019, der EU-Taxonomie-Verordnung 
(EU Tax-VO) aus 2020 sowie der Corporate Sustainability Re-
porting Directive (CSRD), deren Entwurf 2021 veröffentlicht 
wurde.

Sustainable Finance Disclosure Regulation

Die Sustainable Finance Disclosure Regulation (SFDR), auch 
Offenlegungsverordnung genannt, verpflichtet Entwickler 
und Anbieter von Finanzprodukten seit 2021, Informationen 
zu Nachhaltigkeitsfaktoren und Nachhaltigkeitsrisiken ihrer 
Finanzprodukte auf der Internetseite und in den Informatio-
nen zu den jeweiligen Finanzprodukten offenzulegen. Diese 

Informationen müssen den Anbietern von den Unternehmen 
zur Verfügung gestellt werden, was über die beiden weiteren 
Säulen geregelt wird.

EU-Taxonomie-Verordnung

Mit der EU Tax-VO wurde die weltweit erste grüne Liste für 
nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten geschaffen. Sie ist ein ein-
heitliches Klassifizierungssystem mit der Pflicht zur Ermitt-
lung bestimmter Kennzahlen (nachhaltiger Anteil an den Um-
satzerlösen, Investitionsausgaben und Betriebsausgaben) 
und soll Anleger bei Investitionsentscheidungen in Projekte 
und Wirtschaftstätigkeiten mit erheblichen positiven Klima- 
und Umweltauswirkungen unterstützen. Die im Frühjahr 
2022 kontrovers geführten Diskussionen, ob Atomenergie 
und Gasenergie in der Taxonomie als nachhaltig zu klassifi-
zieren sind, zeigen den hohen Stellenwert, aber auch die Bri-
sanz, die mit diesem Thema einhergehen. Unternehmen, die 
bereits nach der Non-Financial Reporting Directive (NFRD) 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichtet sind, haben 
erstmals für das Jahr 2021 vereinfachte Berichtspflichten zu 
erfüllen. Die Ausweitung der Berichtspflichten sowie des An-
wenderkreises erfolgt in gestaffelter Form. Der Großteil be-
richtspflichtiger Unternehmen wird durch die Einbindung 
der EU Tax-VO in die CSRD voraussichtlich erstmals für das 
Jahr 2025 die Berichtspflichten erfüllen müssen.

Corporate Sustainability Reporting Directive

Die dritte Säule ist der Entwurf der Corporate Sustainability 
Reporting Directive (CSRD) der Europäischen Kommission. 
Er ist eine Weiterentwicklung der bestehenden Nachhaltig-
keitsberichterstattung, basierend auf der Non-Financial Re-

ZUSAMMENSPIEL DER EU-VORSCHRIFTEN ZUR NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG

SÄULEN DER EU SUSTAINABLE FINANCE STRATEGY

zusätzliche Inhalte für Finanzdienstleister

nachhaltigkeitsbezogene  
Offenlegungspflichten 
für Finanzdienstleister

zusätzliche Inhalte (gem. Art. 8 CSRD)

EU-Taxonomie-VOSFDR
(Sustainable Finance Disclosure Regulation)

CSRD
(Corporate Sustainability Reporting Directive)

LAGEBERICHT
Verortung der Nachhaltigkeits

berichterstattung

•  INTERNETSEITE  
•  PRODUKTINFORMATIONEN  
•  JAHRESBERICHT

ESAP-VO
(European Single Access Point)

Ort der Offenlegung

ESEF-VO
(European Single Electronic Format)

Berichtsformat

Vorgabe Berichtsformat Berichtspflichten für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung
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porting Directive. Mit der CSRD sollen vor allem der Anwen-
derkreis und die Berichtspflichten erweitert sowie eine in-
haltliche Prüfpflicht der Nachhaltigkeitsinformationen 
eingeführt werden. Ziel der CSRD ist es, die Nachhaltigkeits-
berichterstattung auf Augenhöhe mit der Finanzberichter-
stattung zu bringen. Zur Vereinheitlichung der Berichterstat-
tung haben berichtspflichtige Unternehmen die European 
Sustainability Reporting Standards (ESRS) als Rahmenwerk 
zu beachten, die von der European Finan-
cial Reporting Advisory Group (EFRAG) 
entwickelt werden. Im Mai 2022 hat die 
EFRAG die Entwürfe von 13 sektorüber-
greifenden Standards veröffentlicht, in de-
nen die Berichtsinhalte zu den Themen 
Umwelt, Soziales und Governance defi-
niert werden. Die Standards bauen zwar 
auf bisherigen Rahmenwerken wie den 
Standards der Global Reporting Initiative 
(GRI) sowie der Task Force on Climate-re-
lated Financial Disclosures (TCFD) auf, 
setzen aber auch neue Maßstäbe, unter anderem durch das 
Konzept der sogenannten doppelten Wesentlichkeit. Die sek-
torübergreifenden Standards sollen bis zum 30. Juni 2023 
von der EU-Kommission angenommen werden und bis zum 
30. Juni 2024 um sektorspezifische Standards ergänzt wer-
den. Die Nachhaltigkeitsberichterstattung soll ausschließlich 
im Lagebericht verortet werden. Zudem ist eine Offenlegung 
im ESEF-Format vorgesehen. Der Bericht soll schließlich 
über den European Single Access Point (ESAP) abrufbar sein, 
sobald dieser eingerichtet worden ist. Bei dem ESAP handelt 
es sich um einen europaweit einheitlichen Zugangspunkt für 
finanz- und nachhaltigkeitsbezogene Unternehmensdaten. 
Nach Verabschiedung der CSRD erfolgt die Umsetzung in na-

tionales Recht. Die Einführung soll anschließend ab dem Jahr 
2024 in gestaffelter Form erfolgen. 

Auswirkungen auf den Berufsstand

Wie bereits erwähnt sieht der Entwurf der CSRD eine Auswei-
tung des Anwenderkreises vor. Allein in Deutschland wird die 
Zahl der berichtspflichtigen Unternehmen von derzeit rund 

500 – dies sind die börsennotierten Kapital-
gesellschaften sowie Banken und Versiche-
rungen mit mehr als 500 Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern – auf etwa 15.000 
ansteigen. Betroffen sind dann alle großen 
Kapitalgesellschaften, unabhängig von ih-
rer Kapitalmarktorientierung, Banken und 
Versicherungen sowie börsennotierte klei-
ne und mittlere Unternehmen (KMU). Euro-
paweit unterliegen künftig rund 45.000 Un-
ternehmen den neuen Berichtspflichten. 
Die überwiegende Zahl dieser Unterneh-

men sieht sich zum ersten Mal mit der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung konfrontiert. Die Herausforderung wird dabei nicht 
allein im Aufbau einer geeigneten Berichterstattung bestehen, 
denn zur Erfüllung der CSRD-Anforderungen müssen vor al-
lem eine Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt und Prozesse zur 
Datenerhebung implementiert werden. Hier sehen wir einen 
großen Beratungs- und Unterstützungsbedarf, für den ein 
Großteil unseres Berufsstands der erste Ansprechpartner der 
Mandanten sein wird. Der CSRD-Entwurf sieht zudem eine 
verpflichtende inhaltliche Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte 
vor. Die Prüfung soll zunächst mit beschränkter Sicherheit 
(limited assurance), langfristig allerdings mit hinreichender 
Sicherheit erfolgen. Beim Kreis der Prüfungsberechtigten 

Die überwiegende 
Zahl dieser Unter­
nehmen sieht sich 

zum ersten Mal mit 
Nachhaltigkeits­
anforderungen 
konfrontiert.

ZEITPLAN ZUR EINFÜHRUNG DER CSRD-BERICHTSPFLICHTEN

2023 2024 2025 2026
Übernahme der  

Reporting-Standards (ESRS) 
durch die EU-Kommission 

bis 30. Juni 2023

Übernahme der  
Branchenstandards  

sowie KMU-Standards  
durch die EU-Kommission 

 bis 30. Juni 2024

Berichtspflicht für alle 
Unternehmen, welche 

bereits der NFRD 
unterliegen

 (erstmalige Berichterstattung 
im Jahr 2025)

Berichterstattung für alle 
kapitalorientierten KMU 
mit der Möglichkeit eines 

Opt-out bis 2028

 (erstmalige Berichterstattung 
im Jahr 2027 bzw. 2029)

Berichtspflicht für alle 
großen Unternehmen, 

unabhängig ihrer 
Kapitalmarktausrichtung

 (erstmalige Berichterstattung 
im Jahr 2026)



Titelthema Wirtschaftsprüfung – aktuelle Herausforderungen

11  03 / 23

sieht die CSRD ein Mitgliedstaatenwahlrecht vor, sodass ne-
ben Wirtschaftsprüfern auch andere unabhängige Prüfungs-
dienstleister zugelassen werden können, sofern sie den glei-
chen regulatorischen Anforderungen unterliegen wie ein Wirt-
schaftsprüfer. In der Durchführung von Prüfungsleistungen 
liegt die Kernkompetenz von Wirtschaftsprüfern und vereidig-
ten Buchprüfern. Hier sind wir gefordert, unsere hohen Quali-
tätsstandards aus der Abschlussprüfung auf die Prüfung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zu übertragen. Die CSRD 
sieht hierzu vor, die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung in das Wirtschaftsprüfungsexamen, die Aus- und Fortbil-
dung, die Qualitätskontrolle und die Berufsaufsicht zu über-
nehmen. 

Unterstützungsmaßnahmen und 
Prüfungsstandards

Zur Unterstützung entwickeln nationale und internationale Be-
rufsorganisationen bereits Prüfungsstandards für die Nachhal-
tigkeitsberichterstattung. Bis zum 1. Oktober 2026 soll die EU-
Kommission zudem EU-Prüfungsstandards mit limited assu-
rance für die Nachhaltigkeitsberichterstattung angenommen 
haben. Die Wirtschaftsprüferkammer (WPK) hat zur Unterstüt-
zung ihrer Mitglieder auf ihrer Internetseite den Nachhaltig-
keitskompass veröffentlicht. Unter www.wpk.de/nachhaltigkeit 
gibt die WPK einen Überblick über die regulatorischen Anforde-
rungen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung sowie Anregun-
gen für eine mögliche Herangehensweise. 

Die besondere Rolle des Wirtschaftsprüfers

Wirtschaftsprüfer sind vertrauenswürdig, sie haben besondere 
berufliche Qualifikationen und es wurden ihnen vom Gesetzge-
ber außergewöhnlich hohe berufliche Sorgfaltspflichten aufer-
legt. Denn sie handeln im Interesse der Öffentlichkeit. Sie haben 
einen klaren gesetzlichen Auftrag und sorgen für Vertrauen in 
die Märkte. Dabei prüfen sie nicht nur Angaben im Jahresab-
schluss oder im Lagebericht von prüfungspflichtigen Gesell-
schaften, Banken, Versicherungen und Unternehmen im Be-
reich der öffentlichen Wirtschaft, sie prüfen auch kleine und 
mittlere Unternehmen. Aufgrund dieser Prüfungen schaffen 
Wirtschaftsprüfer Sicherheit und sorgen für Transparenz. Der 
Wirtschaftsprüfer kennt darüber hinaus die unterschiedlichen 
Wirtschaftszweige und kann Antworten auf marktübergreifende 
Fragen, Trends und Zusammenhänge geben. Die Auftraggeber 
profitieren regelmäßig von der Vielfalt seiner methodischen und 
fachlichen Kenntnisse. Der Wirtschaftsprüfer ist somit auch ein 
Berater, der auf Augenhöhe mit dem Geschäftsführer und dem 
Vorstand seiner Mandanten agiert.

Auswirkungen auf die Nachwuchsgewinnung

Die demografische Entwicklung und der damit einhergehen-

de Wettbewerb um die besten Nachwuchskräfte stellen aller-
dings auch die Wirtschaftsprüfer vor große Herausforderun-
gen. Bereits durch die Digitalisierung wurde die Attraktivität 
des Berufsstands weiter gesteigert. Praxen haben die Chance 
genutzt, ihren Mitarbeitern ein modernes Arbeitsumfeld zu 
bieten. Zudem haben sich neue Tätigkeitsfelder in Beratung 
und Prüfung ergeben, um Mitarbeitern und Nachwuchskräf-
ten interessante neue Aufgaben und Möglichkeiten zur Qua-
lifizierung zu bieten. Wir erwarten, dass auch die Nachhaltig-
keitsthematik zu einer solchen Attraktivitätssteigerung bei-
tragen wird. Potenzielle Mitarbeiter achten zudem verstärkt 
darauf, wie grün Arbeitgeber sind. Eine erfolgreiche Nach-
wuchsgewinnung und -bindung wird somit zukünftig auch 
davon geprägt sein, ob Praxen eine nachhaltige und sozial 
verantwortliche Unternehmenskultur pflegen und leben. 
Hierzu können zum Beispiel eine positive Umweltbilanz, die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und eine wertebasierte 
Führung beitragen. Allerdings müssen derartige Ziele mit 
Ernsthaftigkeit angegangen werden. Denn ein nur vorge-
schobenes Nachhaltigkeitsinteresse – Greenwashing – birgt 
die Gefahr, an Attraktivität zu verlieren. Mit den beschriebe-
nen neuen Tätigkeitsfeldern bietet der Berufsstand Nach-
wuchskräften die Möglichkeit, sich auch inhaltlich mit dem 
Thema Nachhaltigkeit zu beschäftigen sowie die Unterneh-
men bei der Umsetzung zu unterstützen. Dadurch kann Ver-
antwortung in diesem für die Zukunft wichtigen Bereich 
übernommen werden. 

Fazit

Die große Bedeutung, die unserem Berufsstand bei diesem 
wichtigen Thema zukommt, wird durch die in der CSRD vor-
gesehenen Ausweitung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
und deren Prüfung deutlich. Entsprechend werden das Wirt-
schaftsprüfungsexamen, die Aus- und Fortbildung, die Quali-
tätskontrolle sowie die Berufsaufsicht fortentwickelt. Hier-
durch wird sichergestellt, dass unsere umfassende Expertise 
und unsere Sorgfaltspflichten auch bei der Nachhaltigkeits-
berichterstattung Anwendung finden.  ●

ANDREAS DÖRSCHELL

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater sowie  

Präsident der WPK in Berlin

MEHR DAZU 
Ganztagsberatung vor Ort  
„Strategische Kanzleientwicklung  
im Kontext der Nachhaltigkeit“,  
www.datev.de/shop/79608



Titelthema Wirtschaftsprüfung – aktuelle Herausforderungen

DATEV magazin 12

IDW PS KMU | Auf die Entwicklungen im internationalen 
Kontext hat das Institut der Wirtschaftsprüfer reagiert und 
insgesamt neun aktuelle Standards zur Prüfung weniger 
komplexer Einheiten verabschiedet.

Melanie Sack und Dr. Torsten Moser
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Für die Prüfung bestimmter Unternehmen sind die International 
Standards on Auditing (ISA-Prüfungsstandards) zu komplex und 

dokumentationsintensiv, da sie für große, kapitalmarktorientierte Unter-
nehmen geschrieben wurden. Auch der vorliegende Entwurf eines Stan-

dards für die Prüfung von Abschlüssen von weniger komplexen 
Unternehmen (ISA for LCE) zeigt keine bessere Skalierbarkeit. 

Daher hat das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) eigene Prü-
fungsstandards zur Prüfung weniger komplexer Einheiten (IDW 

PS KMU) verabschiedet, die besser auf die Anforderungen mit-
telständischer Unternehmen zugeschnitten sind. 

Häufig werden Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer mit der Abschlussprüfung von Un-

ternehmen beauftragt, die – insbesondere im Vergleich zu 
Unternehmen von öffentlichem Interesse – weniger kom-
plexe Organisationsstrukturen, Prozessabläufe und Ge-
schäftsvorfälle aufweisen. Dabei handelt es sich oftmals 
um kleinere oder mittelständische Unternehmen (KMU).

Bisherige Grundsätze

Bislang finden bei Abschlussprüfungen in Deutschland – 
unabhängig von der Größe und Komplexität des zu 
prüfenden Unternehmens – die vom IDW festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung (GoA) Anwendung. Die GoA konkretisieren die ge-
setzlichen Anforderungen an eine Abschlussprüfung, 
vor allem die Pflicht zur Wahrung der kritischen Grund-
haltung gemäß § 43 Abs. 4 Wirtschaftsprüferordnung 
(WPO). Zur Sicherstellung einer internationalen Akzep-
tanz der in Deutschland durchgeführten Abschlussprü-
fungen finden seit vielen Jahren die Prüfungsanforde-
rungen des International Auditing and Assurance Stan-
dards Board (IAASB) Eingang in die GoA. Bislang wur-
den die Anforderungen der vom IAASB herausgegebenen 
ISA in den IDW-Prüfungsstandards transformiert. 

Angepasste Prüfungen
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Künftige Entwicklungen

Demnächst leiten sich bei allen Abschlussprüfungen die vom 
IDW festgestellten deutschen GoA grundsätzlich sowie unmit-
telbar aus den ISA ab. Besonderheiten, die sich aus dem deut-
schen oder europäischen Recht ergeben, werden gesondert in 
den sogenannten ISA [DE] berücksichtigt. Sollten die deut-
schen oder europäischen Besonderheiten so umfangreich 
sein, dass diese in einem ISA [DE] nur schwer verständlich für 
den Adressaten berücksichtigt werden können, werden die 
Prüfungsanforderungen weiterhin in einem entsprechenden 
IDW Prüfungsstandard formuliert. Dies gilt insbesondere für 
die Formulierung des Bestätigungsvermerks, dessen Anforde-
rungen in der IDW-PS-400er-Reihe dargelegt sind. IDW Prü-
fungsstandards gelten auch dann weiterhin, wenn für be-
stimmte Bereiche keine ISA existieren, etwa zur Prüfung des 
Lageberichts oder zur Berichterstattung im Prüfungsbericht. 
Die ISA [DE] sind bei der Prüfung von Unternehmen des öf-
fentlichen Interesses (PIE) im Sinne des § 316a S. 2 Handels-
gesetzbuch (HGB) bereits ab der kommenden Prüfungssaison 
verpflichtend anzuwenden, also für die Prüfung von Abschlüs-
sen und Lageberichten des kalenderjahrgleichen Geschäfts-
jahrs 2022. Für alle anderen Prüfungen ist die Erstanwen-
dung der ISA [DE] nach einem Beschluss des IDW-Hauptfach-
ausschusses (HFA) im Frühjahr 2022 grundsätzlich für das ka-
lenderjahrgleiche Geschäftsjahr 2023 vorgesehen. 

Skalierte Prüfung

Das IDW hat sich stets für eine sogenannte skalierte Prüfung, 
also eine situationsspezifische Auslegung und verhältnismä-
ßige Anwendung von Prüfungsstandards, eingesetzt. Die ska-
lierte Prüfung dient dem Ziel einer gleichwertigen Urteils-
qualität vor dem Hintergrund des Facettenreichtums, auf den 
die Abschlussprüfung trifft, die maßgeblich durch Größe, 
Komplexität und Risikolage der zu prüfenden Unternehmen 
beeinflusst wird. Damit wird es dem Abschlussprüfer im Rah-
men seiner Eigenverantwortlichkeit ermöglicht, planvoll und 
problemorientiert auf Gegebenheiten des jeweiligen Einzel-
falls zu reagieren, ohne dass dies einen übermäßig hohen 
Dokumentations- und Begründungsaufwand auslöst. Zuneh-
mend ergibt sich die Herausforderung, dass die vom IAASB 
herausgegebenen ISA vor allem vom Bedarf der internationa-
len Regulatoren, vornehmlich der Kapitalmarkt-, Banken- 
und Versicherungsaufsichten, geprägt sind. Damit einherge-
hend werden die Anforderungen in den ISA einerseits zuneh-
mend detaillierter, komplexer und dokumentationsintensiver. 
Andererseits ist eine im Zeitablauf abnehmende Skalierbar-
keit der internationalen Prüfungsanforderungen zu beobach-
ten. Dies zeigt sich insbesondere in dem neuen ISA 315 (Re-
vised 2019) zur Risikoidentifikation und -beurteilung wesent-
licher falscher Darstellungen sowie in der Neufassung des 
ISA 540 (Revised) zur Prüfung geschätzter Werte in der 

Rechnungslegung. Es ist davon auszugehen, dass sich diese 
Entwicklung fortsetzen wird. 

Anwendung der Prüfungsstandards

Mit Veröffentlichung des Entwurfs eines ISA for LCE im Juli 
2021 verdeutlicht auch das IAASB, dass die Anforderungen 
an eine ISA-konforme Abschlussprüfung gleichwohl künftig 
verstärkt von dem Leitbild der Prüfung eines PIE geprägt 
sein werden. Auf die Entwicklung im internationalen Stan-
dardsetting hat der HFA reagiert und Ende September insge-
samt neun IDW Prüfungsstandards zur Prüfung weniger 
komplexer Einheiten (IDW PS KMU) verabschiedet. Der Auf-
bau der Standards orientiert sich am Prozess der Abschluss-
prüfung. Damit für solche Prüfungen ein Übergang auf die 
ISA [DE] nicht erforderlich ist, wurde einerseits deren ver-
pflichtende Erstanwendung im Non-PIE-Bereich auf die Prü-
fung der Geschäftsjahre 2023 verschoben. Andererseits dür-
fen die IDW PS KMU direkt für Abschlussprüfungen des 
Geschäftsjahrs 2022 sowie für alle noch nicht beauftragten 
Abschlussprüfungen vorheriger Geschäftsjahre angewendet 
werden, sofern der sachliche Anwendungsbereich der Stan-
dards eröffnet ist. Die Anwendung der IDW PS KMU scheidet 
aus, wenn das zu prüfende Unternehmen erhöhten Risiken 
ausgesetzt ist. Explizit wird die Prüfung von PIE aus dem An-
wendungsbereich ausgenommen. Ebenso darf die Prüfung 
von Unternehmen mit komplexen Sachverhalten oder Um-
ständen im Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit insge-
samt sowie von Unternehmen mit großen oder komplexen 
IT-Anwendungen nicht mit den IDW PS KMU erfolgen. Um 
den typischen Umständen der Prüfung einer weniger kom-
plexen Einheit Rechnung zu tragen, beruhen die in den IDW 
PS KMU 1 bis 8 enthaltenen Anforderungen auf einer ange-
nommenen Risikosituation. Sollten nicht sämtliche der in 
IDW PS KMU 1 dargelegten Typisierungsmerkmale bei dem 
zu prüfenden Unternehmen vorliegen, steht das einer An-
wendung der IDW PS KMU nicht grundlegend entgegen. 
Vielmehr hat der Abschlussprüfer in einer solchen Situation 
auf die abweichenden Gegebenheiten gerichtete Prüfungs-
handlungen zu planen und durchzuführen, die es ihm ermög-
lichen, ausreichende geeignete Prüfungsnachweise zu 
erlangen. Für bestimmte Typisierungsmerkmale sind die 
ergänzend durchzuführenden Prüfungshandlungen bereits in 
IDW PS KMU 9 enthalten. Gemeint sind Erstprüfungen des 
Abschlussprüfers oder wenn er Arbeiten eines Sachverstän-
digen oder einer etwaigen Internen Revision der Einheit nut-
zen möchte beziehungsweise die Einheiten Geschäftsprozes-
se auf einen Dienstleister ausgelagert haben oder der Bestä-
tigungsvermerk zu widerrufen ist. In den verbleibenden, sehr 
seltenen Fällen, beispielsweise wenn das zu prüfende Unter-
nehmen sogenannte sonstige Informationen herausgibt, liegt 
die Planung und Durchführung ergänzender Prüfungshand-
lungen im pflichtgemäßen Ermessen des Abschlussprüfers.
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Risikobeurteilung und Kontrollen

Auch eine Abschlussprüfung nach den IDW PS KMU folgt 
dem bewährten risikoorientierten Prüfungsansatz. Der Risi-
koidentifikation und -beurteilung kommt damit auch bei der 
Prüfung von weniger komplexen Ein-
heiten eine besondere Bedeutung zu. 
Bei diesen Prüfungen ist allerdings zu 
beachten, dass die wesentlichen Posi-
tionen, Transaktionen sowie die rele-
vanten Risiken und deren Ausmaß vom 
Abschlussprüfer gut überblickt werden 
können. Eine separate Risikoidentifika-
tion und -beurteilung, so wie sie der 
internationale Prüfungsstandard vor-
sieht, ist bei weniger komplexen Ein-
heiten weder erforderlich noch sinn-
voll. Dementsprechend sieht IDW PS KMU 4 eine kombi-
nierte Risikoidentifikation und -beurteilung vor. Eine weite-
re erhebliche Erleichterung der IDW PS KMU betrifft die 
Befassung mit den internen Kontrollen des zu prüfenden 
Unternehmens. Nach ISA 315 (Revised 2019) sind sämtliche 
Kontrollen zu Risiken wesentlicher falscher Darstellungen 
auf der Aussageebene sowie von Risiken, die mit dem Ein-
satz von IT verbunden sind, bereits im Rahmen der Erlan-
gung eines Verständnisses des internen Kontrollsystems zu 
identifizieren – unabhängig davon, ob damit Prüfungssi-
cherheit erlangt werden kann und soll. Im Gegensatz dazu 
beschränken sich die IDW PS KMU darauf, ein Verständnis 
für das interne Kontrollsystem, das für die Aufstellung des 
Abschlusses relevante Kontrollumfeld, den Risikobeurtei-
lungsprozess, den Prozess zur Überwachung des internen 
Kontrollsystems, das relevante Informationssystem sowie 
für die zur Aufstellung des Abschlusses notwendige interne 
Kommunikation zu erlangen. 

Prüfungserfordernisse

Aufbauprüfungen sind zudem nur bei Kontrollen zu sogenann-
ten Journalbuchungen durchzuführen, insbesondere bei Jah-
resabschlussbuchungen, sowie bei Kontrollen, die auf Risiken 
ausgerichtet sind, bei denen aussagebezogene Prüfungshand-
lungen allein keine ausreichenden geeigneten Prüfungsnach-
weise liefern. Gleiches gilt bei Kontrollen, für die der Ab-
schlussprüfer Funktionsprüfungen plant, um die Art, die zeitli-
che Einteilung sowie den Umfang von aussagebezogenen Prü-
fungshandlungen festzulegen. Darüber hinaus wurden in den 
IDW PS KMU die Anforderungen an die Prüfungshandlungen 
zur Risikobeurteilung, der Beurteilung von Schätzmethoden 
sowie zu bedeutsamen Annahmen und Daten im Rahmen der 
Prüfung geschätzter Werte in der Rechnungslegung im Ver-
gleich zu ISA 540 (Revised) mit Blick auf die Erfordernisse bei 
der Prüfung weniger komplexer Unternehmen angepasst. 

Durch Anwendung der IDW PS KMU wird der Abschlussprüfer 
in die Lage versetzt, das von Gesetz und Stakeholdern gefor-
derte Prüfungsurteil mit hinreichender Sicherheit abzugeben, 
was Voraussetzung dafür ist, einen Bestätigungsvermerk ertei-
len zu können. Damit dürfen – sofern der sachliche Anwen-

dungsbereich eröffnet ist – die IDW PS 
KMU sowohl bei gesetzlich geforderten 
als auch bei freiwilligen Abschlussprü-
fungen, die nach Art und Umfang einer 
gesetzlichen Abschlussprüfung entspre-
chen, angewandt werden. Um die erfor-
derliche Transparenz herzustellen und 
den Berichtsadressaten zu vermitteln, 
dass die Abschlussprüfung in Überein-
stimmung mit etablierten Standards 
durchgeführt wurde, ist im Bestäti-
gungsvermerk die „Beachtung der vom 

IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstan-
dards für weniger komplexe Einheiten“ zu erklären.

Fazit und Ausblick

Da in den IDW PS KMU nur solche Prüfungsanforderungen 
abgebildet werden, die zur Erlangung hinreichender Sicher-
heit bei der Prüfung weniger komplexer Einheiten erforder-
lich sind, brauchen Fortentwicklungen auf internationaler 
Ebene, die darüber hinausgehend für die Prüfung von PIE 
künftig von Regulatoren gefordert werden, nicht nachvollzo-
gen zu werden. Damit kann eine deutliche Entlastung der 
Prüfungspraxen erreicht werden, weil die Änderungsdyna-
mik in den IDW PS KMU von den ISA abgekoppelt und deut-
lich reduziert wird. Mit den IDW PS KMU besteht nun für 
Prüfungen weniger komplexer Einheiten eine ISA-basierte 
Alternative zu den ISA [DE].  ●

MELANIE SACK

Wirtschaftsprüferin und Steuerberaterin, stellvertretende Sprecherin 

des Vorstands des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. 

(IDW) in Düsseldorf

DR. TORSTEN MOSER

Wirtschaftsprüfer, Mitglied im  

geschäftsführenden Vorstand des Instituts  

der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V.  

(IDW) in Düsseldorf

MEHR DAZU 
Präsenzseminar (Workshop), Fachtage Wirtschaftsprüfung, 
www.datev.de/shop/70064

Andererseits ist 
eine im Zeitablauf 

abnehmende 
Skalierbarkeit der 
internationalen 

Prüfungsanordnungen 
zu beobachten.



Titelthema Wirtschaftsprüfung – aktuelle Herausforderungen

15  03 / 23

Externe Qualitätskontrolle | Wer kontrolliert und prüft 
eigentlich die Abschlussprüfer? Diese Frage ist nicht einfach 
zu beantworten, teilen sich doch insgesamt drei Behörden 

beziehungsweise berufsständische Institutionen diese Aufgabe.
Martin Sengpiel
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Die externe Qualitätskontrolle in der Wirtschaftsprüfung 
liegt im Wesentlichen bei der Wirtschaftsprüferkammer 

(WPK) sowie der Abschlussprüferaufsichtsstelle (APAS) beim 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, beide in 
Berlin. Daneben übt die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) mit Sitz in Bonn und Frankfurt/Main 
die Aufsicht über bestimmte Unternehmen bestimmter Wirt-
schaftszweige aus, wobei insbesondere die veröffentlichten 
Jahresabschlüsse sowie die Prüfungsberichte der Wirt-

schaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer  im Fokus stehen. 

Berufsaufsicht der WPK

Die WPK hat zahlreiche Aufgaben. So vertritt 
sie beispielsweise die Belange und die Po-

sitionen des Berufsstands gegenüber der 
Öffentlichkeit und der Politik, ist An-

sprechpartnerin ihrer Mitglieder in 
fachlichen Belangen, ist zuständig 
für die Bestellung/Anerkennung 

Dreigeteilte Prüfung
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neuer Mitglieder, aber auch für die Berufsaufsicht und die 
Qualitätskontrolle. Im Zusammenhang mit der Überwachung 
des Berufsstands sind die Berufsaufsicht sowie die Durchfüh-
rung der Qualitätskontrolle von besonderer Bedeutung. Die 
WPK hat gemäß der Wirtschaftsprüferordnung (WPO) die Er-
füllung der den Mitgliedern obliegenden Pflichten zu überwa-
chen (§ 57 Abs. 1 WPO). Bei einer Pflichtverletzung, und hier-
unter fallen regelmäßig Mängel in der Prüfungsqualität, kann 
die WPK das Fehlverhalten des Mitglieds bei Berufspflichtver-
letzungen, die nicht im Zusammenhang mit 
der Durchführung von Abschlussprüfungen 
bei Unternehmen von öffentlichem Interes-
se stehen, mit einer berufsaufsichtlichen 
Maßnahme ahnden (§ 68 WPO). 

Maßnahmen

Die möglichen Maßnahmen reichen von ei-
ner Rüge über eine Geldbuße bis 500.000 
Euro, einem befristeten Tätigkeitsverbot in 
bestimmten Berufsbereichen bis zum Aus-
schluss vom Beruf. Auf verschiedenen Ebe-
nen übt die WPK die Aufsicht über die Prüfungsqualität der 
Berufsangehörigen aus. Hierzu hat sie verschiedene Instru-
mente, zum Beispiel das Berufsverfahren. Dieses kann einer-
seits aus einer Beschwerde hervorgehen, die ein Betroffener 
bei der WPK gegen einen Berufsträger erhebt und aus der sich 
ein berufsrechtlich erhebliches Verfahren ergeben kann. An-
dererseits kann ein Verfahren die Folge von Feststellungen der 
externen Qualitätskontrolle (Peer Review) sein, wenn sich aus 
den Feststellungen zu File Reviews oder der allgemeinen Pra-
xisorganisation verfolgungswürdige Feststellungen ergeben. 
Ferner führt die WPK regelmäßig eine stichprobenmäßige 
Durchsicht von im Bundesanzeiger veröffentlichten Jahresab-
schlüssen durch. Bei vermuteten groben Pflichtverletzungen 
drohen weitere Verfahrensschritte, die zumeist mit der Einrei-
chung von Arbeitspapieren beginnen und bei einer erwiese-
nen oder vermuteten Berufspflichtverletzung in ein berufs-
rechtliches Verfahren münden können. Die Registerdurchsicht 
ist also kein zu unterschätzendes Überwachungsinstrument 
der WPK über die Prüfungsqualität. 

Kommission für Qualitätskontrolle

Die WPK betreibt ein System der Qualitätskontrolle, für das 
die „Kommission für Qualitätskontrolle“ zuständig ist. Im Fo-
kus stehen die Qualitätssicherungssysteme der Praxen für die 
Prüfung von Mandanten, die nicht von öffentlichem Interesse 
nach § 316a S. 2 Handelsgesetzbuch (HGB) sind. Wirtschafts-
prüfer sowie Wirtschaftsprüfungs- und Buchprüfungsgesell-
schaften müssen, sofern sie gesetzlich vorgeschriebene Ab-
schlussprüfungen nach § 316 HGB durchführen, ihre Praxis 
mindestens alle sechs Jahre durch einen unabhängigen Prüfer 

für Qualitätskontrolle prüfen lassen. Da es sich hierbei natur-
gemäß um einen Berufskollegen – wenn auch von der Kom-
mission für Qualitätskontrolle bestätigt – handelt, hat sich 
hierfür umgangssprachlich der Begriff des Peer Reviewers 
eingebürgert. Das Verfahren der Qualitätskontrolle läuft übli-
cherweise so ab, dass die zu prüfende Berufspraxis etwa sie-
ben Monate vor Auslaufen ihrer Eintragung als Berufsgesell-
schaft im Berufsregister der WPK der Kommission für Quali-
tätskontrolle drei Vorschläge für einen Prüfer für Qualitäts

kontrolle unterbreitet. Die Kommission 
entscheidet hierüber nach rein fachlichen 
Erwägungen. Soweit erstmals gesetzlich 
vorgeschriebene Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGB durchgeführt werden, muss die 
Praxis spätestens drei Jahre nach Beginn 
der ersten Abschlussprüfung eine Quali-
tätskontrolle durchführen lassen. Gegen-
stand der Qualitätskontrolle ist die Beurtei-
lung der Angemessenheit und Wirksamkeit 
des in einer Praxis eingerichteten Qualitäts
sicherungssystems, insbesondere der Ein-
haltung der einschlägigen Regeln der Be-

rufsausübung, der Unabhängigkeitsanforderungen, der Quali-
tät und Quantität der eingesetzten Ressourcen sowie der be-
rechneten Vergütung. Das Ergebnis der Qualitätskontrolle 
wird in einem Qualitätskontrollbericht zusammengefasst, der 
mit einem Prüfungsurteil in Form einer Bescheinigung endet. 
Diese kann uneingeschränkt, eingeschränkt oder versagt er-
teilt werden. Der Prüfer für Qualitätskontrolle ist von der be-
auftragenden Berufspraxis unabhängig und gleichzeitig kein 
Teil der Kommission für Qualitätskontrolle. Die Ergebnisse 
seines Berichts werden mit der Kommission für Qualitätskont-
rolle und der geprüften Berufspraxis besprochen. Bei soge-
nannten Mischpraxen, die neben gesetzlichen Abschlussprü-
fungen auch solche nach § 316a HGB durchführen, wird die 
APAS hinzugezogen. Sie hat das Letztentscheidungsrecht und 
nimmt daher sowohl am Eröffnungsgespräch als auch an der 
Schlussbesprechung der Qualitätskontrolle teil. 

Berufsstandsunabhängige Aufsicht der APAS

Die berufsstandsunabhängige Aufsicht über Abschlussprüfer 
in Deutschland liegt seit dem 17. Juni 2016 bei der APAS. Sie 
ermittelt, wenn konkrete Anhaltspunkte für Berufspflichtver-
letzungen im Zusammenhang mit Abschlussprüfungen bei 
Unternehmen von öffentlichem Interesse nach § 316a S. 2 
HGB, und sanktioniert festgestellte Verstöße (§ 66a Abs. 6 
WPO). Eine tragende Rolle für die Qualitätssicherung spielt 
die Unterabteilung „Inspektionen und Qualitätskontrolle“. 
Denn bei Praxen, die auch Unternehmen von öffentlichem In-
teresse nach § 316a S. 2 HGB prüfen, erfolgt die Beurteilung 
der Angemessenheit und Wirksamkeit des Qualitätssiche-
rungssystems im Bereich der §-316a-Mandate unmittelbar 

Die Registerdurch­
sicht ist also kein zu 
unterschätzendes 
Überwachungs­

instrument der WPK 
über die Prüfungs­

qualität.
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MEHR DAZU 
Abschlussprüfung Externe Qualitätskontrolle unterstützt 
die Prüfer für Qualitätskontrolle bei der Durchführung bis 
zur Anfertigung des Qualitätskontrollberichts sowie die 
Kanzlei bei der Vorbereitung auf die externe Qualitäts­
kontrolle, www.datev.de/shop/40730

durch die APAS – und zwar im Wege der Inspektion. Die Beur-
teilung der Wirksamkeit des Qualitätssicherungssystems bei 
gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen, die nicht 
von öffentlichem Interesse nach § 316a S. 2 HGB sind, und bei 
betriebswirtschaftlichen Prüfungen, die von der BaFin beauf-
tragt werden, liegt demgegenüber beim Prüfer für Qualitäts-
kontrolle. Bei Praxen, die in dem der Inspektion vorausgegan-
genen Kalenderjahr Prüfungen bei mehr als 25 Unternehmen 
von öffentlichem Interesse nach § 316a S. 2 HGB durchgeführt 
haben, finden diese Inspektionen jährlich statt. Dies ergibt 
sich aus § 8 Abs. 2 S. 2 der Verfahrensverordnung der APAS 
für die Durchführung einer Inspektion bei Praxen. Ansonsten 
beträgt das Inspektionsintervall drei Jahre. 

Ablauf einer regulären Inspektion

Eine reguläre Inspektion verläuft in der Regel zweistufig. 
Zum einen zieht die APAS aus den geprüften Unternehmen 
von öffentlichem Interesse nach eigener Risikobeurteilung 
eine Stichprobe von Aufträgen, die sie einer speziellen 
Durchsicht unterzieht. Diese Durchsicht dient zudem als 
Funktionsprüfung über die Beurteilung der Wirksamkeit des 
Qualitätssicherungssystems. Im Regelfall erstreckt sich eine 
Inspektion auf
•  �eine Bewertung des Aufbaus des internen Qualitätssiche-

rungssystems der Praxis,
•  �eine angemessene Prüfung der Einhaltung der Qualitätssi-

cherungsmaßnahmen in den Verfahren und eine Überprü-
fung der Prüfungsunterlagen von Unternehmen von öffent-
lichem Interesse zur Ermittlung der Wirksamkeit des inter-
nen Qualitätssicherungssystems,

•  �eine unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Inspektion 
vorgenommene Bewertung des Inhalts des aktuellen Trans-
parenzberichts der Berufspraxis.

Das Inspektionsteam erstellt einen Inspektionsbericht. Die-
ser ist formell an die Geschäftsleitung der Berufspraxis ge-
richtet. Dabei kommt insbesondere der Erklärung zum Quali-
tätssicherungssystem im Inspektionsbericht eine besondere 
Bedeutung zu, da die Unternehmen bei Ausschreibungen für 
Abschlussprüfungen häufig eine Kopie dieser Erklärung ein-
fordern. Das Ergebnis der Erklärung zum Qualitätssiche-
rungssystem hat also eine mittelbare Außenwirkung für die 
betroffene Berufspraxis. Das Inspektionsteam leitet die Be-
richterstattung an die Beschlusskammer der APAS weiter, die 
über die Feststellungen berät. Sollten konkrete Anhaltspunk-
te für Verstöße gegen Berufspflichten bei der Durchführung 
von Abschlussprüfungen bei Mandanten nach § 316a S. 2 
HGB vorliegen, kann durch die Beschlusskammer „Berufs-
aufsicht“ der APAS ein Berufsaufsichtsverfahren gegen die 
beteiligten Berufsträger oder im Fall von Organisationsver-
schulden gegen die Berufspraxis eingeleitet werden. Die 
Sanktionen reichen von einer Rüge, gegebenenfalls verbun-

den mit einer Geldbuße bis 500.000 Euro, über ein befriste-
tes Verbot, bestimmte Tätigkeiten auszuüben, bis hin zum 
Berufsausschluss. 

Die BaFin

Als weiteres Element der Qualitätssicherung kann im weitesten 
Sinne auch die Rolle der BaFin gesehen werden. Sie unterhält 
eine Unternehmensdatenbank, die auch öffentlich einsehbar ist 
und in der alle Banken, Finanzdienstleister, Kapitalanlagege-
sellschaften, Versicherer oder Pensionsfonds gelistet sind, die 
eine schriftliche Erlaubnis besitzen, notifiziert sind oder eine 
Repräsentanz in Deutschland unterhalten. Hierbei werden ins-
besondere Prüfungsberichte der Abschlussprüfer von solchen 
Unternehmen ausgewertet. Gegen Abschlussprüfer, deren Be-
richte Anlass zur Kritik geben oder die den Anforderungen der 
BaFin in wiederholten Fällen nicht entsprechen, behält sich die 
BaFin vor, ihrer nächsten Bestellung zum Abschlussprüfer zu 
widersprechen (Negativmeldung). Insofern wirken sich Anmer-
kungen der BaFin bei den betroffenen Abschlussprüfern, die in 
der Branche tätig sind, unmittelbar aus. Seit dem 1. Januar 2022 
ist allein die BaFin für die Kontrolle von Bilanzen kapitalmarkt­
orientierter Unternehmen verantwortlich. Anlassprüfungen und 
stichprobenartige Prüfungen werden nur noch durch die BaFin 
durchgeführt und nicht mehr durch das ehemals zweistufige 
System der Deutschen Prüfstelle für Rechnungslegung e. V. Ge-
genstand der Bilanzkontrolle ist zwar in erster Linie das betrof-
fene Unternehmen. Im Verfahrensablauf stellt die BaFin an ein 
zu untersuchendes Unternehmen zunächst mehrere Fragerun-
den und entscheidet dann nach deren Abschluss. Da die Unter-
suchungen der BaFin jedoch zumeist auch die Arbeit des beauf-
tragten Abschlussprüfers herausfordern und gegebenenfalls 
Mitteilungspflichten bei vermuteten Pflichtverstößen gegen-
über der APAS auslösen, hat die BaFin einen mittelbaren quali-
tätssichernden Einfluss auf die Arbeit des Abschlussprüfers. 
Deswegen trägt sie einen entscheidenden Anteil an der exter-
nen Qualitätskontrolle in der Abschlussprüfung.  ●

MARTIN SENGPIEL

Wirtschaftsprüfer und Partner des  

Professional Departments bei der Prüfungs-  

und Beratungsgesellschaft Mazars  

in Frankfurt/Main
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Neue Berichtspflichten
Nachhaltigkeit | Der Anwendungsbereich zur Nachhaltigkeitsberichterstattung wird 

deutlich ausgeweitet. Vor allem mittelständische Unternehmen sowie Betriebe der 
öffentlichen Hand werden hier vor großen Herausforderungen stehen.

Thilo Marenbach
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Die Folgen des Klimawandels und die aktuellen Krisen, 
auch der fossilen Energieträger, beherrschen die Diskus-

sion. Gleichzeitig werden die Vorschriften zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung fortentwickelt. Das betrifft sowohl den 
Inhalt der Berichterstattung selbst als auch den Kreis der be-
richtspflichtigen Unternehmen. Während große kapitalmarkt-
orientierte Unternehmen bereits seit mehreren Jahren be-
richtspflichtig sind, ändert sich dies künftig. Auch große Mit-
telständler müssen ab dem 1. Januar 2025 
einen Nachhaltigkeitsbericht aufstellen.

Erweiterte Berichterstattung

Gegenüber der bisherigen Non-Financial 
Reporting Directive (NFRD) gelten künftig 
deutlich strengere inhaltliche Anforderun-
gen. Die Unternehmen müssen verpflich-
tend berichten, wie sie Umweltrechte, etwa 
den Schutz von Wasser- und Meeresres-
sourcen und Klimaschutz, umsetzen sowie 
Verbesserungen erreichen wollen, um die 
Einhaltung sozialer Rechte wie Chancen-
gleichheit, Gleichstellung der Geschlechter und Menschen-
rechte zu garantieren. Darüber hinaus gelten verschärfte 
Governance-Regeln. Das betrifft besonders die Zusammen-
setzung von Gremien oder die Korruptions- und Bestechungs-
bekämpfung. Investoren sollen so Zugang zu verlässlichen, 
transparenten und vergleichbaren Daten erhalten, ähnlich wie 
in der Finanzberichterstattung.

Ausgangslage

Bislang sind in Deutschland nur große, kapitalmarktorien-
tierte Unternehmen mit mehr als 500 Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
verpflichtet. Laut Gesetz haben diese Unternehmen im Lage-
bericht eine nichtfinanzielle Erklärung abzugeben, die das 
Geschäftsmodell der Gesellschaft beschreibt und darüber hi-
naus auf Umwelt-, Arbeitnehmer- und Sozialbelange sowie 
Achtung der Menschenrechte und die Bekämpfung von Kor-
ruption und Bestechung eingeht. 

Stufenweise Einführung

Die neue Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 
sieht vor, dass der Anwendungsbereich, also der Kreis der 
Unternehmen, die zur Berichterstattung verpflichtet sind, 
ausgeweitet wird. Ab 1. Januar 2024 greift die CSRD für alle 
Unternehmen, die bereits heute über die Einhaltung von 
Nachhaltigkeitspflichten berichten müssen. Sie müssen erst-
mals 2025 nach der neuen Regelung berichten. Ab dem 1. Ja-
nuar 2025 müssen alle großen Unternehmen über Nachhal-
tigkeitsaspekte berichten. Große Unternehmen im Sinne der 

CSRD sind solche, die mindestens zwei der nachfolgenden 
Schwellenwerte überschreiten:
•	 im Jahresdurchschnitt mehr als 250 Beschäftigte,
•	 Bilanzsumme über 20 Millionen Euro oder
•	 mehr als 40 Millionen Euro Umsatzerlöse.

In Deutschland sind das die Gesellschaften, die nach den han-
delsrechtlichen Vorschriften als große gelten, § 267 Abs. 3 

Handelsgesetzbuch (HGB). Daher werden 
auch die Unternehmen der öffentlichen 
Hand von der Berichtspflicht betroffen sein. 
Sie haben nämlich in der Regel ihre Rech-
nungslegung so wie große Kapitalgesell-
schaften aufzustellen. Für die Geschäftsjah-
re ab dem 1. Januar 2026 werden auch ka-
pitalmarktorientierte kleine und mittelgro-
ße Unternehmen (KMU) grundsätzlich zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflich-
tet, 2028 alle börsennotierten KMU. Eine 
Befreiung hiervon ist nur möglich, wenn im 
Lagebericht erklärt wird, weshalb diese In-
formationen nicht vorgelegt werden. 

Prüfungs- und Zertifizierungspflicht

Die CSRD sieht eine Prüfungspflicht vor. Es ist mittlerweile 
gelebte Praxis, dass auch freiwillig aufgestellte Nachhaltig-
keitsberichte geprüft werden, jedoch nicht verpflichtend. 
Durch die Prüfungspflicht wird aber auch die Verlässlichkeit 
der Angaben zu Nachhaltigkeitsaspekten deutlich erhöht und 
die Gefahr des Greenwashings vermindert. Mit der neuen Re-
gelung verbunden ist zudem eine Zertifizierungspflicht für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung. Unabhängige Wirt-
schaftsprüfer oder Zertifizierer müssen bestätigen, dass die 
gelieferten Informationen den Standards entsprechen.

Eigener Abschnitt im Lagebericht

Darüber hinaus müssen die Unternehmen den Zugang zu den 
Informationen verbessern. Bislang konnten berichtspflichtige 
Unternehmen die Angaben zur nichtfinanziellen Erklärung in 
einem separaten Bericht darstellen oder auch an verschiede-
nen Stellen im Lagebericht aufnehmen. Zukünftig haben die 
Unternehmen zwingend in einem eigenen Abschnitt im Lage-
bericht zu berichten. Dies dient der Übersichtlichkeit und 
Vergleichbarkeit. Der Vorteil dieser Regelung ist beispiels-
weise, dass der Adressat weiß, an welcher Stelle er nach den 
gewünschten Informationen zu suchen hat. 

Doppelte Maßgeblichkeit

Neben dem Anwendungskreis wird auch der Inhalt der Be-
richtspflicht ausgeweitet. So sollen sowohl die Auswirkungen 

Eine Befreiung von 
der Berichtspflicht 
ist nur möglich, 

wenn im Lagebericht 
erklärt wird, weshalb 
diese Informationen 

nicht vorgelegt 
werden.
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der Unternehmenstätigkeit auf Mensch und Umwelt als auch 
die Auswirkungen verschiedener Nachhaltigkeitsaspekte auf 
das Unternehmen selbst dargestellt werden. Man spricht in 
diesem Zusammenhang auch von einer doppelten Maßgeb-
lichkeit.

Eigener europäischer Standard

Weiterhin soll in die Berichterstattung eine zeitliche Kompo-
nente einfließen, indem auf kurz-, mittel- und langfristige Zeit-
räume eingegangen wird. Auch die Angaben nach Art. 8 EU-
Taxonomie-Verordnung müssen erfolgen. Kern der CSRD ist, 
dass es zur Berichterstattung einen eigenen europäischen 
Standard geben soll, den European Sustaina-
bility Reporting Standard (ESRS). Anstatt ei-
nes von mehreren gängigen Rahmenwerken 
zu wählen, wird hierdurch ein einheitlicher 
Standard zur Grundlage für alle gesetzlich 
vorgeschriebenen Nachhaltigkeitsberichte 
innerhalb der Europäischen Union geschaf-
fen. Das verbessert die Vergleichbarkeit.

Drohende Sanktionen

Die CSRD soll in die handelsrechtlichen 
Sanktionierungsregelungen eingebunden 
sein. Bei Verstößen sind Verwaltungsmaß-
nahmen und Sanktionen geplant. Dazu gehören eine öffentli-
che Erklärung, in der die dafür verantwortliche natürliche 
und juristische Person genannt wird, die Art des Verstoßes 
sowie eine Anordnung, mit der die verantwortliche Person 
aufgefordert wird, den Verstoß einzustellen. Zudem sind be-
hördliche Bußgelder vorgesehen.

Freiwillige Berichterstattung

In den letzten Jahren hat sich der Kreis der Unternehmen, die 
freiwillig Nachhaltigkeitsberichte erstellen, bereits stark ver-
größert. Man kann hier auch von einer indirekten Berichts-
pflicht sprechen, die durch die Stakeholder-Erwartungen, 
insbesondere von Mitarbeitern, Kunden, den finanzierenden 
Kreditinstituten sowie anderen Kapitalgebern, getrieben 
wird. Mit der gesetzlichen Verpflichtung wird sich die indi-
rekte Berichtspflicht nochmals erweitern, da die Lieferkette 
eine entscheidende Rolle in der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung einnimmt. Jedes berichtspflichtige Unternehmen muss 
sich mit der Nachhaltigkeit entlang seiner Lieferkette, dem-
entsprechend mit seinen Lieferanten, befassen.

Neue Herausforderungen

Grundsätzlich ist der einheitliche europäische Standard zu 
begrüßen. Die erstmalige Anwendung der CSRD dürfte für 

die meisten Unternehmen jedoch eine große Herausforde-
rung darstellen. Zum einen müssen die notwendigen Infor-
mationen im Unternehmen beschafft werden und zum ande-
ren müssen sie prüfungsfähig sein. Zu empfehlen ist daher, 
frühzeitig mit der Implementierung entsprechender Prozesse 
im Unternehmen zu beginnen. 

Handlungsempfehlung

Mittelständische Unternehmen, bei denen die oben genann-
ten Größenkriterien noch nicht vorliegen, sollten sich jedoch 
schon jetzt damit befassen. Zum einen werden Kunden, Mit-
arbeiter und auch die finanzierenden Banken vermehrt nach 

entsprechenden Informationen fragen. Und 
hier nicht auskunftsfähig zu sein, könnte zu 
einem Imageschaden werden, den kein Vor-
stand gerne in Kauf nehmen will. Daher ist 
den Unternehmen, ob groß oder klein, anzu-
raten, unabhängig von einer gesetzlichen 
Verpflichtung bei Fragen zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung kompetente Bera-
tung in Anspruch zu nehmen.

Fazit und Ausblick

Der Anwendungsbereich der Nachhaltig-
keitsberichterstattung wird deutlich ausge-

weitet. Das ist in der neuen CSRD festgelegt. Ab 2024 müs-
sen viel mehr Unternehmen in der EU einen Nachhaltigkeits-
bericht vorlegen. Allein in Deutschland betrifft die neue Re-
gelung 15.000 statt bisher 500 Unternehmen. Und es ist nicht 
ausgeschlossen, dass die gesetzliche Berichtspflicht in den 
nächsten Jahren ausgeweitet wird.  ●

THILO MARENBACH

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater sowie Vorstand bei der Kanzlei 

Ecovis am Standort Düsseldorf, Köln und Langenfeld

MEHR DAZU 
finden Sie unter www.datev.de/nachhaltigkeit

Es ist zu 
empfehlen, früh-

zeitig mit der 
Implementierung 
entsprechender 

Prozesse im 
Unternehmen zu 

beginnen.
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Rechtsbehelfe prüfen
Grundsteuer | Immobilien- und Grundstücksinhaber erhalten inzwischen Bescheide 

im Zuge der neuen Grundsteuerberechnung. Dabei stellt sich die Frage, ob es 
lohnenswert ist, den betreffenden Bescheid mittels Einspruch anzugreifen oder 
mittels Fortschreibung eine Anpassung für die Zukunft in Betracht zu ziehen. 

Christian Lentföhr und Thomas Kempkes
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Seit  etwas mehr als drei Monaten versen-
det die Finanzverwaltung Grundsteuerbe-

scheide. Mit diesen Bescheiden findet das frisch reno-
vierte Grundsteuersystem seine erste Anwendung. Da das 
bisherige System 2018 vom Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) wegen Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz 
für verfassungswidrig erklärt wurde, fragen sich viele Men-
schen, ob sie dem neuen System trauen können. In der Fach-
welt halten etliche Stimmen auch das neue Grundsteuersys-
tem für verfassungswidrig, obwohl es mit dem bisherigen 
System nur noch sehr wenig gemeinsam hat.

Einspruch oder Fortschreibung?

Steuerbescheide haben die Eigenschaft, dass sie mit Ablauf 
der Einspruchsfrist verbindlich werden – ganz gleich, ob sie 

in der Sache korrekt sind oder nicht. Wer also 
seinen Steuerbescheid widerspruchslos hin-

nimmt, kann von späteren Rechtsentwicklungen nicht 
mehr profitieren. Allerdings ist der Einspruch auch kein 
Wundermittel. Hat man keine gute Begründung, so muss 
man spätestens wenige Monate später Klage zum Finanzge-
richt erheben, um den Bescheid weiter offenzuhalten. Spä-
testens mit der Klage sind jedoch Kosten verbunden, sodass 
man diesen Schritt nur erwägen sollte, wenn es eine konkrete 
Aussicht auf Erfolg gibt. Im Grundsteuerkontext ist es extrem 
unwahrscheinlich, dass die neue Rechtslage vom BVerfG 
komplett verworfen wird. Das bisherige Grundsteuerrecht 
wies eklatante Mängel auf – dennoch erlaubte das BVerfG 
seine Fortgeltung für eine Übergangsfrist von etwa sechs 
Jahren. Denkbar ist, dass sich das neue Recht als in einzelnen 
Aspekten korrekturbedürftig erweist. Für diesen Fall werden 
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von Korrekturen aber nur diejenigen Steuerpflichtigen profi-
tieren, die nicht nur ihren Steuerbescheid offengehalten ha-
ben, sondern auch von der konkreten korrigierten Regelung 
betroffen sind. Eine Alternative zum Einspruch stellt in vielen 
Fällen die sogenannte Fortschreibung dar, eine Spezialität 
der Grundsteuer, die eine Anpassung für die Zukunft ermög-
licht. Da sich die Grundsteuer erst ab dem Jahr 2025 nach 
den aktuell erlassenen Bescheiden richten wird, bleibt also 
noch Zeit für eine solche Korrektur. Wird eine Fortschrei-
bung vor Beginn des Jahres 2025 durchgeführt, wirken sich 
die aktuellen Steuerbescheide praktisch nicht aus. Eine Fort-
schreibung ist zum Beispiel möglich, wenn der Wert der Im-
mobilie um 15.000 Euro von der bisherigen Feststellung ab-
weicht. Folglich ist auch dieser Rechtsbehelf zur Beseitigung 
von Fehlern denkbar. Weicht das Finanzamt mit dem Be-
scheid von der Steuererklärung ab, sollte ein Einspruch im-
mer in Betracht gezogen werden. Legt das Finanzamt der Be-
steuerung aber die Angaben aus der Steuererklärung unver-
ändert zugrunde, dann lohnt sich der Einspruch maximal 
dann, wenn konkrete Bedenken gegen das 
neue Besteuerungssystem als solches be-
stehen. Voraussetzung für den Erfolg des 
Einspruchs ist immer eine Verletzung in 
eigenen Rechten. Das ist aber nur dann 
der Fall, wenn man individuell benachtei-
ligt wird.

Bedenken bei der Öffnungsklausel

Nach der Rollenverteilung zwischen Bund 
und Ländern, wie sie das Grundgesetz in 
Art. 70 vorsieht, fällt das Grundsteuergesetz in den Verant-
wortungsbereich der Länder. Die reformierte Grundsteuer 
wurde dennoch zunächst vom Bund ausgearbeitet und den 
Ländern dann die Möglichkeit gegeben, eigene gesetzliche 
Regeln zu erlassen. Hiervon haben Baden-Württemberg, 
Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, das Saarland und 
Sachsen auch Gebrauch gemacht. Für Unternehmen oder 
Privatpersonen, die Grundstücke in verschiedenen Bundes-
ländern zum Eigentum haben, bedeutet dies unterschiedli-
che Bewertungsverfahren, die zwangsläufig zu unterschiedli-
chen Ergebnissen führen.

Hoher Verwaltungsaufwand

Ein sehr frühes Gutachten von Prof. Dr. Gregor Kirchhof im 
Auftrag eines Interessenverbands der Immobilienwirtschaft 
nennt unter anderem den hohen Verwaltungsaufwand als 
Grund für einen Verfassungsverstoß. Allerdings stellt es die-
sen Verwaltungsaufwand im Einzelnen nicht dar. Nach unse-
ren bisherigen Erfahrungen ist der Verwaltungsaufwand für 
die einzelne Steuererklärung bei den meisten Immobilien 
nicht hoch. Die benötigten Daten sind überschaubar und vie-

le Besteuerungsgrundlagen werden aus öffentlichen Daten 
automatisch beigezogen. Bei Gewerbeobjekten jedoch muss 
eine Einordnung der Gebäudeart in einen Katalog von circa 
20 Kategorien vorgenommen werden. Außerdem steigt der 
Erklärungsaufwand erheblich, wenn das Gebäude aus meh-
reren Teilen mit unterschiedlicher Bauweise aus verschiede-
nen Baujahren besteht. Zu berücksichtigen ist auch, dass 
eine Steuererklärung spätestens alle sieben Jahre abzugeben 
ist, sofern nicht vorher eine Änderung der Verhältnisse eine 
sogenannte Fortschreibung erforderlich macht.

Gesetzliche Berechnungsparameter

Die Berechnung der Grundsteuer beruht einerseits auf den 
vom Steuerpflichtigen gemachten Angaben zur Grund-
stücks- und Wohnfläche, Baujahr und Wohnungszahl. Ande-
rerseits basiert sie auf Zahlen, die entweder gesetzlich vor-
gegeben sind oder aus Fachkreisen beigezogen werden. So 
ist zum Beispiel gesetzlich festgelegt, dass sich die Bewirt-

schaftungskosten für ein Mietwohngrund-
stück, das jünger als 20 Jahre ist, auf 21 
Prozent des Rohertrags belaufen. Auch 
die Miete, die in die Berechnung des 
Grundstückswerts einfließt, ist gesetzlich 
festgelegt. Das Gesetz unterscheidet da-
bei nach dem Bundesland, der Gebäude-
art (Ein- oder Zweifamilienhaus oder 
Mietwohngrundstück) sowie nach der 
Wohnfläche (unter 60 m², 60 bis 100 m² 
oder 100 m² und mehr). Die gesetzlich 
festgelegte Nettokaltmiete wird angepasst 

durch sogenannte Mietniveaustufen, die einen Abschlag von 
bis zu 20 Prozent bis zu einem Zuschlag von 40 Prozent auf 
die gesetzlich festgelegte Nettokaltmiete bewirken. Zu die-
sem Zweck wird durch die Finanzverwaltung des Bundes 
jede Gemeinde im Bundesgebiet einer Mietniveaustufe zu-
geordnet. Unterscheidungen innerhalb einer Kommune fin-
den nicht statt – auch wenn es sich um eine Großstadt wie 
Berlin handelt. Die gesetzliche Festlegung von Berech-
nungsparametern, wie im Falle der Bewirtschaftungskosten, 
des Liegenschaftszinses sowie der Normalherstellungskos-
ten, birgt das Risiko, dass notwendige Aktualisierungen un-
terbleiben. Dasselbe gilt für die von der Finanzverwaltung 
festgelegten Mietniveaustufen. Für das grundgesetzliche 
Gleichbehandlungsgebot stellt es insoweit kein Problem dar, 
wenn alle Grundstücke unter- oder überbewertet werden, 
solange dies gleichmäßig geschieht. Steigen jedoch die Bo-
denpreise und Mieten in einer Region deutlich stärker als in 
einer anderen und bleibt dies bei der Grundsteuer unberück-
sichtigt, liegt eine Ungleichbehandlung vor, die einer Recht-
fertigung bedarf. In der gesetzlichen Festlegung sehen wir 
primär einen Risikofaktor für einen zukünftigen Verstoß ge-
gen den Gleichheitssatz.

Weicht das 
Finanzamt mit dem 
Bescheid von der 

Steuererklärung ab, 
sollte ein Einspruch 
immer in Betracht 
gezogen werden.
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Der Bodenrichtwert

Den Wert, der für jeden Quadratmeter eines zu bewertenden 
Grundstücks angesetzt wird, nennt man Bodenrichtwert. Die-
ser wird von lokalen Gutachterausschüssen festgelegt, die den 
Auftrag haben, aus sämtlichen Grundstücksverkäufen die Bo-
denwerte zu ermitteln und in Zonen zusammenzufassen, in de-
nen der Wert des Bodens jeweils nicht mehr als 30 Prozent 
nach oben oder unten abweichen soll. Hierdurch wird eine Ab-
weichung von insgesamt 60 Prozent innerhalb einer Boden-
richtwertzone hingenommen, die in Einzelfällen auch über-
schritten werden kann [vgl. hierzu § 15 Abs. 1 S. 2 der Verord-
nung über die Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswer-
te von Immobilien und der für die Wertermittlung erforderlichen 
Daten (ImmoWertV)]. Die mögliche Abweichung vergrößert 
sich an den Grenzen zu benachbarten Bodenrichtwertzonen, 
da eine Grenzziehung in den wenigsten Fällen zwingend sein 
dürfte. Die Zusammensetzung der Gutachterausschüsse, die 
Qualifikation ihrer Mitglieder, deren Pflichten sowie die fachli-
che Aufsicht sind beispielsweise für Nordrhein-Westfalen in 
der Grundstückswertermittlungsverordnung niedergelegt – 
ebenso die Herkunft der Daten. Die fachliche Verfahrensweise 
zur Ermittlung der Bodenrichtwerte ist bundeseinheitlich in 
der ImmoWertV niedergelegt. Das angewendete oder die ange-
wendeten Verfahren für die Ermittlung der Bodenrichtwerte 
müssen dokumentiert werden. Einzelne Bodenrichtwerte wer-
den jedoch ausdrücklich nicht begründet. Darin liegt ein Trans-
parenzdefizit. Die Hinzuziehung von Berechnungsergebnissen 
der Gutachterausschüsse birgt außerdem das Risiko, dass die 
dort ermittelten Werte tatsächlich gleichheitswidrig sind. Die 
Gutachterausschüsse errechnen die Bodenrichtwerte aus den 
tatsächlich bei Grundstücksverkäufen erzielten Preisen. Statis-
tische Probleme zeichnen sich also dort ab, wo in der Nachbar-
schaft nur sehr wenige Objekte vorhanden sind, die zum Ver-
gleich herangezogen werden können. Sind diese Objekte 
gleichzeitig sehr unterschiedlich oder wurden nur sehr wenige 
Objekte verkauft, so ist die statistische Grundlage zur Ermitt-
lung der Bodenrichtwerte schwach. Dennoch sieht das Gesetz 
keine Möglichkeit für den Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
vor, einen abweichenden Bodenwert nachzuweisen. Ange-
sichts der gesetzlich in Kauf genommenen Ungleichheiten hal-
ten wir dies im Hinblick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz 
für bedenklich.

Geringe Berücksichtigung der Bausubstanz

Die Qualität der Bausubstanz wird bei der Grundsteuer nur in 
Form des Baujahrs berücksichtigt. Solche Typisierungen sind 
zur Vermeidung im Steuerrecht ausdrücklich zulässig, denn sie 
halten den Verwaltungsaufwand in Grenzen. Dennoch bewir-
ken die neuen grundsteuerrechtlichen Regeln, dass eine maro-
de Bausubstanz unberücksichtigt bleibt. So wird auch für eine 
nahezu verfallene Immobilie eine Restnutzungsdauer von 

30 Prozent der wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdauer ange-
nommen, solange sie noch nutzbar ist. Bei einem Wohngebäu-
de, dessen gesamte Nutzungsdauer gesetzlich auf 80 Jahre 
festgelegt ist, führt dies dazu, dass eine Restnutzungsdauer 
von 24 Jahren unabhängig vom baulichen Zustand nicht ohne 
eine Abbruchverfügung unterschritten werden kann. Auch die 
Miete je Quadratmeter fließt in die Berechnung der Grundsteu-
er ein. Dabei stellt das Gesetz jedoch nicht auf die konkret zwi-
schen Mieter und Vermieter vereinbarte Miete ab, sondern legt 
selbst monatliche Nettokaltmieten in Euro je Quadratmeter 
Wohnfläche fest. Hier wird ebenfalls nach dem Baujahr des Ge-
bäudes differenziert. Dabei weisen die gesetzlich festgelegten 
Nettokaltmieten nur eine geringe Spreizung auf. So beträgt die 
Nettokaltmiete je Quadratmeter für ein in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit aus Trümmern errichtetes Einfamilienhaus in 
Nordrhein-Westfalen mit 90 Quadratmetern Wohnfläche nach 
der gesetzlichen Vorgabe 6,10 Euro. Für ein gleich großes, 
2020 errichtetes Niedrigenergiehaus beträgt sie 6,65 Euro.

Fazit

Ein hoher Immobilienwert hat naturgemäß auch hohe finanzi-
elle Auswirkungen. Wir empfehlen daher, Einspruch einzule-
gen, wenn sich eine Benachteiligung aus mindestens einem 
der voranstehend skizzierten Aspekte ergibt. Addieren sich 
mehrere Nachteile, so erhöhen sich die Chancen auf einen Er-
folg. Wichtig ist jedoch, den Einspruch gegen den richtigen 
Steuerbescheid einzulegen. Bei den voranstehend erläuterten 
Benachteiligungen hilft nur der Einspruch gegen den Be-
scheid über die Feststellung des Grundsteuerwerts weiter.  ●

CHRISTIAN LENTFÖHR

Rechtsanwalt sowie Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht 

sowie Fachanwalt für Arbeitsrecht; zertifizierter Berater im Steuer-

recht für mittelständische Unternehmen (DASV e. V.) und Partner bei 

SNP Schlawien am Standort in Düsseldorf

THOMAS KEMPKES

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht bei SNP Schlawien 

am Standort in Düsseldorf. Er bearbeitet maßgeblich das Thema 

Grundsteuerreform, zudem ist er Mitglied des Fachkreises 

„Vermögensnachfolge“.

MEHR DAZU 
finden Sie unter www.datev.de/grundsteuer

oder unter www.datev.de/grundsteuer-wissen

Lernvideo (Vortrag) „Grundsteuerreform erfolgreich 
durchführen“, www.datev.de/shop/78735

Ganztagsberatung online „Deklaration der Grundsteuer-
werte unter Einsatz von GrundsteuerDigital (fino taxtech 
GmbH)“, www.datev.de/shop/79206
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Vorgelagertes 
Verfahren

Betriebsprüfung | Bei Umsetzung der sogenannten  
DAC 7-Richtlinie kommt es auch zu Änderungen im Rahmen der 

Betriebsprüfungen. Die Finanzverwaltung kann im Zuge einer 
Prüfungsanordnung nun auch Buchführungsbelege anfordern 

und in der Behörde eine Prüfung durchführen.
Dr. Jörg Burkhard

Auch im Rahmen der Betriebsprüfung gibt es seit dem 
1. Januar 2023 Neuregelungen. Dies folgt aus dem Ge-

setz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rats 
vom 22. März 2021 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU 
über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Be-
reich der Besteuerung und zur Modernisierung des Steuer-
verfahrensrechts. 

Hintergrund

Die Finanzverwaltung ist eine Massenverwaltung. Eine Viel-
zahl an Fällen soll mit möglichst wenig Personal geprüft wer-
den. Eine Vollprüfung aller Steuerpflichtigen ist aufgrund des 
massenhaften Erklärungsaufkommens gar nicht zu bewälti-
gen. Folglich kommen Systeme zum Einsatz, die vermeintliche 
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oder tatsächliche Auffälligkeiten, wie etwa Abweichungen zum 
Vorjahr oder von der statistischen Erwartung, herausfiltern. 
Damit die menschliche Ressource nicht unnötig stark belastet 
wird, sucht man sich die scheinbar oder tatsächlich, statistisch 
auffälligen oder jedenfalls nicht auf den ersten Blick plausib-
len Fälle zur genaueren Überprüfung durch eine menschliche 
Prüferin beziehungsweise einen menschlichen Prüfer heraus 
[Summarische Risikoprüfung (SRP)]. Insgesamt gesehen soll 
das neue Vorgehen für die Finanzverwaltung zu einer schnel-
len und raschen Prüfung führen.

Vorverlagerte und beschleunigte Prüfung

Neu ist zunächst der § 197 Abs. 3 Abgabenordnung (AO), wo-
nach die Finanzbehörde dann bereits mit Bekanntgabe der 
Prüfungsanordnung auch Buchführungs-
unterlagen anfordern kann. Damit wird 
die Prüfung praktisch schon ins Finanz-
amt vorverlagert. Denn die angeforderten 
Buchführungsunterlagen können so be-
reits vorab geprüft werden. Zudem kön-
nen nach §  197 Abs.  4 AO Prüfungs-
schwerpunkte festgelegt werden. Zu-
nächst wird also ein Betrieb ausgesucht, 
etwa weil es einen Prüfungsanlass gibt. 
Danach ergeht eine Prüfungsanordnung 
und mit ihr werden zugleich Buchfüh-
rungsunterlagen angefordert. Diese wer-
den durchgesehen und überprüft, um zu entscheiden, ob sich 
der bisherige Prüfungsanlass erledigt hat oder weiter, dann 
vertieft, geprüft werden soll. Nach Durchsicht der Buchfüh-
rungsunterlagen werden die Prüfungsschwerpunkte festge-
legt. Sie stehen aufgrund der Vorprüfung beziehungsweise 
wegen Unklarheiten intern also bereits fest und werden dem 
Steuerpflichtigen schließlich mitgeteilt. Dieser soll dann dazu 
noch Stellung nehmen beziehungsweise den Sachverhalt er-
läutern, obwohl er doch schon alle Unterlagen vorgelegt hat. 
Schließlich wird die Prüfungsanordnung nach § 197 Abs. 5 
AO grundsätzlich bis zum Ablauf des Kalenderjahrs erlassen, 
das auf das Kalenderjahr folgt, in dem der Steuerbescheid, 
der aufgrund der Steuererklärung erlassen wurde, durch Be-
kanntgabe wirksam geworden ist. Im Ergebnis führt dies zu 
einer beschleunigten und zeitnahen Prüfung. 

Gründe für eine Prüfungsanordnung

Woraus kann sich nun ein Prüfungsanlass ergeben? Nach der 
elektronisch eingereichten Steuererklärung werden angeb-
lich Zufallsprüfungen durchgeführt. Wahrscheinlicher ist, 
dass die Systeme der Finanzverwaltung Steuererklärungen 
herausfiltern, die aus Sicht der Behörden nicht plausibel 
sind. Die so identifizierten Auffälligkeiten in den entspre-
chenden Erklärungen werden anschließend einer manuellen 

Bearbeitung, sprich einem Sachbearbeiter, zugewiesen. Im 
Regelfall handelt es sich bei den Auffälligkeiten um Abwei-
chungen von statistisch erwarteten Normgrößen, stochasti-
schen Erwartungen oder aber um Auffälligkeiten oder Abwei-
chungen im Verhältnis zum Vorjahr. Wird etwa erstmals eine 
neue Einkunftsart erklärt, weil eine bislang selbst genutzte 
Wohnung nunmehr fremdvermietet ist, entstehen so erstmals 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. Gleichgültig, ob 
diese positiv oder negativ sind, führen sie natürlich zu einer 
Abweichung im Vergleich zum Vorjahr und sorgen dafür, 
dass hier eine solche Auffälligkeit vorliegt. Gleiches gilt, 
wenn man den Arbeitsplatz wechselt und nunmehr deutlich 
mehr verdient. Das ist zwar eigentlich erfreulich, führt aber 
in den Systemen der Finanzverwaltung zu einer Auffälligkeit. 
Sofern sich hier etwa erhebliche Differenzen zum Vorjahr, 

beispielsweise 5.000 Euro mehr Verdienst 
pro Jahr, ergeben, ist dies im System des 
Finanzamts nicht nachvollziehbar und 
könnte daher zwecks einer genaueren 
Überprüfung ausgesondert werden.

Neue Einkünfte oder deren 
Wegfall

Gleiches gilt für Kapitaleinkünfte. Sofern 
man bislang keine erklärt hatte, nun aber 
aufgrund des Zuflusses einer kapitalbil-
denden Lebensversicherung erstmals 

Geld angelegt und Kapitaleinkünfte vereinnahmt und dies 
auch ordnungsgemäß erklärt hat, führt das zu Auffälligkeiten 
im Verhältnis zum Vorjahr, die einen Hinweis und damit ei-
nen Prüfungsvorschlag aus Sicht der Behörde ergeben kön-
nen. Warum wurden im Vorjahr keine Einkünfte aus Kapital-
vermögen erklärt? Woher kommt diese neue Einkunftsart? 
Umgekehrt kann sich aber auch aus dem Wegfall der Ein-
künfte ein Prüfungsanlass ergeben. Wird beispielsweise ein 
Betrieb eingestellt oder eine bisher vermietete Eigentums-
wohnung verkauft, führt dies zu einer Abweichung im Sys-
tem der Behörde. Was passiert mit dem erhaltenen Geld? Un-
abhängig davon ist zudem bei jeder Betriebseinstellung oder 
Betriebsaufgabe ohnehin ein Prüfungsvorschlag vorgesehen.

Statistische und stochastische Aspekte 

Bei einem Selbstständigen können natürlich auch statistische 
Erwartungen beziehungsweise Abweichungen davon eine Rol-
le spielen. Hat der Betrieb Rohgewinnaufschlagsätze, die der 
Richtsatzsammlung entsprechen? Stimmen die Relationen 
zwischen Lohnkosten und Umsatz? Hat der Betrieb auffällig 
viele Fremdarbeiten? Passt der Gewinn zum Umsatz? Welche 
Relationen hier im Detail geprüft werden und welche Erwar-
tungen die Finanzverwaltung hier als statistisch normal an-
sieht, wird natürlich nicht veröffentlicht. Vermutlich werden 

Wahrscheinlicher ist, 
dass die Systeme der 

Finanzverwaltung 
Steuererklärungen 

herausfiltern, die aus 
Sicht der Behörden 
nicht plausibel sind.
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Gewinnsteigerungen weniger ein Problem sein als Gewinn-
rückgänge oder gar Verluste. Auch überproportional hohe 
Kosten sorgen vielleicht für Prüfungsvorschläge. Bei solch auf-
fällig hohen Betriebsausgaben könnten schließlich ein privat 
veranlasster Kostenfaktor als betrieblich gebucht oder bei sin-
kenden Umsätzen nicht alle Einnahmen ordnungsgemäß ver-
bucht worden sein. Aus solchen Abweichungen und Auffällig-
keiten kann sich ein Prüfungsanlass ergeben. 

Ablauf und Funktionsweise

Sofern man eine elektronische Steuererklärung eingereicht 
hat und vorab erst einmal nach Erklärung als selbstständig 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung nach § 164 AO veran-
lagt wurde, kann es sein, dass diese Steuererklärung ausge-
sondert wird, weil das System der Behörde Auffälligkeiten im 
Verhältnis zum Vorjahr oder Abweichungen von einer statis-
tischen Normalverteilung feststellt. Der Fall wird sodann ei-
nem Sachbearbeiter zugewiesen. Soweit er nach Prüfung die 
Veränderungen nicht für plausibel hält, geht er diesen nach 
und überprüft sie. Für einen Selbstständigen kann danach 
eine Prüfungsanordnung gemäß § 193 Abs. 1 AO ergehen. 
Mit dieser Anordnung können zugleich auch Buchführungs-
unterlagen angefordert sowie Prüfungsschwerpunkte her-
ausgebildet werden. Sofern der Steuerpflichtige nicht selbst-
ständig tätig ist, wird der Sachverhalt womöglich in Form von 
Nachfragen geklärt werden und notfalls nach § 193 Abs. 2 AO 
auch eine Prüfungsanordnung ergehen. Letzteres ist der Fall, 
wenn die Angelegenheit vom Finanzamt nicht in der Amts-
stelle geprüft werden kann oder für Nachfragen zu kompli-
ziert beziehungsweise zu umfangreich erscheint. Gleiches 
gilt, wenn eine Prüfung in der Behörde aus Sicht der Finanz-
verwaltung als nicht zweckmäßig erscheint.

Ziel der Finanzbehörden

Die Finanzverwaltung hat das Ziel, die von den Systemen iden-
tifizierten vermeintlichen oder tatsächlichen Auffälligkeiten 
durch einen Prüfer vor Ort zeitnah überprüfen zu lassen. Das 
führt offenkundig zu einer Form der abgekürzten Außenprü-
fung, indem die konkreten Fragen zügig abgearbeitet werden: 
zeitnahe Prüfung nach der abgegebenen Steuererklärung, ge-
gebenenfalls nur für das aktuelle Jahr, mithilfe einer Prüfungs-
anordnung inklusive der Vorlage entsprechender Buchfüh-
rungsunterlagen zur Bildung von Prüfungsschwerpunkten. 

Versteckte Gesetzesänderungen

Die skizzierten Neuerungen ergeben sich relativ versteckt aus 
einem Gesetz, das gemeinhin unter der DAC 7-Richtlinie sowie 
einer Modernisierung des Steuerverfahrensrechts in den Fach-
kreisen besprochen wird. Aber wer von den Steuerpflichtigen 
weiß schon, dass die DAC 7-Richtlinie beziehungsweise das 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rats 
vom 22. März 2021 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU 
über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Be-
reich der Besteuerung und zur Modernisierung des Steuerver-
fahrensrechts umfangreiche Änderungen bei der Betriebsprü-
fung mit sich bringen werden? Dabei ist der voranstehend 
skizzierte Abschnitt zu § 197 AO nur ein kleiner Teil der vielen 
Änderungen. Auch das Sanktionssystem bei einer nicht recht-
zeitigen Beantwortung von Prüfungsanfragen wird in glei-
chem Zuge drastisch verschärft. So kommt ein neuer § 200a 
AO mit der Möglichkeit qualifizierten Mitwirkungsverlangens 
und von Mitwirkungsverzögerungsgeldern von 75 Euro pro 
Tag ab dem 1. Januar 2025 in Betracht. Zuschläge von bis zu 
25 Euro pro Tag können dann festgesetzt werden. Neu sind 
auch Änderungen in der Ablaufhemmung bei Festsetzung der 
Verjährungsfrist nach § 171 Abs. 4 AO.
 
Gesetzgebungsverfahren

Der Bundesrat hat am 16. Dezember 2022 dem Gesetz zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusam-
menarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteue-
rung und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts zuge-
stimmt. Viele Änderungen greifen seit Januar 2023, manche 
erst ab dem 1. Januar 2025, so etwa § 200a AO. 

Fazit

Betroffene Unternehmen, die Fragen zur Betriebsprüfung 
oder Probleme mit dem Finanzamt haben, sollten sich an ei-
nen Spezialisten im streitigen Steuer- beziehungsweise Steu-
erstrafrecht wenden. Gleiches gilt, wenn eine Steuer- oder 
Zollfahndungsprüfung aufgrund vermeintlicher Scheinrech-
nungen oder des Vorwurfs von Schwarzarbeit droht.  ●

DR. JÖRG BURKHARD

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht sowie für Strafrecht 

in eigener Kanzlei in Wiesbaden. Er ist zugelassen vor allen 

Finanzbehörden sowie Straf- und Finanzgerichten und auch dem 

Bundesfinanz- beziehungsweise Bundesgerichtshof.

MEHR DAZU 
Kompaktwissen „Modernisierung der Betriebsprüfung“, 
www.datev.de/shop/35786

Online-Seminar (Vortrag) „Betriebsprüfung – Abwehr
strategien bei Verwerfung der Buchführung“,  
www.datev.de/shop/78632

Online-Seminare (Vortrag) „Betriebsprüfung im Zeitalter 
der Digitalisierung – wenn der Prüfer mit dem Laptop 
kommt“, www.datev.de/shop/78542
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Kapitalgesellschaft  
als Verwalter

Vermögensverwaltende GmbH | Aus wirtschaftlichen, aber auch 
steuerlichen Gründen kann es sich lohnen, Vermögensgegenstände in der 

gängigsten deutschen Rechtsform zu verwalten.
John Büttner
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Unter einer Vermögensverwaltung versteht man – kurz 
definiert – die Anlage und Verwaltung fremden oder ei-

genen Vermögens. Sie kann grundsätzlich in jeder Rechts-
form erfolgen, eine zivilrechtliche Einschränkung besteht in-
soweit nicht. Eine vermögensverwaltende GmbH ist demnach 
eine Kapitalgesellschaft, die zur Organisation von Vermögen 

und Vermögensgegenständen eingesetzt wird. Grundsätzlich 
kommen verschiedene Varianten bei der Nutzung einer ver-
mögensverwaltenden GmbH in Betracht. So kann sie bei-
spielsweise als Tochtergesellschaft einer Holding eingesetzt 
werden oder aber auch direkt der Verwaltung eigenen Ver-
mögens dienen.
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Tochtergesellschaft einer Holding

Bei einer Holding werden die Beteiligungen an 
mehreren Unternehmen oder Gesellschaften gebün­
delt. In vielen Bereichen ermöglicht und erleichtert 
das die ganzheitliche Verwaltung. Im Falle einer 
(vermögensverwaltenden) GmbH hat dies den Vor­
teil, dass Gewinnausschüttungen der Tochtergesell­
schaft an die Holding in der Regel zu 95 Prozent 
steuerbefreit sind. 

Verwaltung eigenen 
Vermögens

Die vollständige oder teilweise Ver­
waltung eigenen Vermögens durch 
eine vermögensverwaltende GmbH 
kann ebenfalls eine Reihe von Vor­
teilen bringen – vor allem aus steu­
erlicher Sicht. Diese Vorteile kön­
nen sich ergeben, wenn Vermö­
gensgegenstände wie Immobilien, 
Aktien oder ähnliche Wertpapiere 
durch eine vermögensverwaltende 
GmbH verwaltet werden. 

Gestaltungspotenziale

Bei einer Direktanlage, also der Vermögensverwaltung im 
Privatvermögen, und bei Kapitalerträgen, wie etwa Zinsen 
und Dividenden, aber auch Veräußerungsgewinnen aus 
dem Verkauf von Kapitalanlagen, kommt die sogenannte 
Abgeltungsteuer zur Anwendung. Diese sieht eine Besteue­
rung in Höhe von 25 Prozent zuzüglich 5,5 Prozent Solidari­
tätszuschlag (SolZ) vor und führt damit zu einer Definitivbe­
lastung in Höhe von 26,375 Prozent. Ein Werbungskosten­
abzug ist unter diesem Regime nicht vorgesehen. Bei Ein­
künften aus Vermietung und Verpachtung kommt hingegen 
der jeweils individuelle Einkommensteuersatz zur Anwen­
dung, sodass es – abhängig von dem jeweiligen Investiti­
onsziel – in beiden Fällen sinnvoll sein kann, alternative An­
lagevehikel in Betracht zu ziehen. 

Steuerliche Behandlung

Die Einkünfte einer GmbH mit Sitz oder Geschäftsleitung im 
Inland werden kraft Gesetzes als gewerbliche Einkünfte 
qualifiziert. Sie unterliegen damit der Körperschaft- und 
Gewerbesteuer gemäß § 8 Körperschaftsteuergesetz (KStG) 
beziehungsweise § 2 Abs. 2 Gewerbesteuergesetz (GewStG). 
Die Gesamtsteuerbelastung beläuft sich hier je nach Hebe­
satz der Gemeinde auf circa 30 Prozent und ist daher auf 
den ersten Blick gegenüber einer Direktanlage, also einer 

Anlage ohne Zwischenschaltung eines Vehikels in 
Form einer GmbH, sicherlich unattraktiv. Gleich­
wohl kann die Steuerlast aufgrund von Sondervor­
schriften in bestimmten Fällen abgesenkt werden 
und so im Vergleich zu einer Direktanlage wieder­
um deutlich an Attraktivität gewinnen. Neben die­
sen Vorteilen bestehen selbstverständlich auch 
Nachteile, wie etwa Kosten, Aufwand und eventuelle 
Abzugsbeschränkungen. Diese sind in die Überle­
gungen, ob eine vermögensverwaltende GmbH auf­
gesetzt werden sollte, immer mit einzubeziehen. 

Zweite Besteuerungsebene

Nicht zuletzt ist auch zu berück­
sichtigen, dass eine zweite Besteu­
erungsebene durch eine vermö­
gensverwaltende GmbH implemen­
tiert wird, sodass es zunächst 
grundsätzlich einer Ausschüttung 
an die Gesellschafterinnen und Ge­
sellschafter bedarf, wenn ein Ge­
winn der GmbH auf die private An­
teilseignerebene übergehen soll. 
Auch hier wäre die Ausschüttung 
auf der Anteilseignerebene grund­
sätzlich unter dem Abgeltungsteu­
erregime zu versteuern. In be­

stimmten Fällen kann allerdings auch das sogenannte Tei­
leinkünfteverfahren nach dem Einkommensteuergesetz 
(EStG) zur Anwendung kommen (§ 32d Abs. 2 EStG). 

Fazit

Die Gründe für eine Vermögensverwaltung in der Rechts­
form einer GmbH können vielfältig sein. Neben der Tren­
nung von risikobehafteten und konservativeren Anlagefor­
men aufgrund der Haftungsbeschränkung der GmbH spie­
len regelmäßig auch steuerliche beziehungsweise wirt­
schaftliche Erwägungen eine Rolle.  ●

JOHN BÜTTNER

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht bei der  

Kanzlei FPS in Frankfurt/Main

Auch hier wäre die 

Ausschüttung auf der 

Anteilseignerebene 

grundsätzlich unter 

dem Abgeltung

steuerregime zu 

versteuern.
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Zurechnung  
von Grundbesitz

Mehrstufige Beteiligungsketten | Das 
Grundstück einer Untergesellschaft gehört deren 

Obergesellschaft grunderwerbsteuerlich nur 
dann, wenn es der Obergesellschaft aufgrund 

eines Erwerbsvorgangs nach den Vorschriften des 
Grunderwerbsteuergesetzes zuzurechnen ist. 

Dr. Andreas Bock
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Ein inländisches Grundstück gehört einer Ge-
sellschaft im Sinne des § 1 Abs. 2a Grunder-

werbsteuergesetz (GrEStG) nur dann, wenn es ihr 
im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld 
für den nach § 1 Abs. 2a GrEStG der Grunder-
werbsteuer unterliegenden Vorgang aufgrund ei-
nes zuvor unter § 1 Abs. 1 bis 3a GrEStG fallen-
den und verwirklichten Erwerbsvorgangs grund-
erwerbsteuerrechtlich zuzurechnen ist. Dies ent-
schied der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 
1. Dezember 2021.

Sachverhalt

Die Klägerin (K), eine GmbH & Co. KG (Oberge-
sellschaft), war als Gründungsgesellschafterin 
zunächst zu 99,97 Prozent, nach einer Kapitaler-
höhung zu 99,99 Prozent, an einer Untergesell-
schaft, der X-AG (X), beteiligt. X erwarb nach der 

Kapitalerhöhung diverse Grundstücke. Im An-
schluss daran erwarb K die restlichen 0,01 Pro-
zent der Aktien von X und war dann zu 100 Pro-
zent beteiligt. Kommanditistin der Obergesell-
schaft war die A-KG (G), deren Kommanditist 
wiederum A. Dieser hielt darüber hinaus 100 Pro-
zent der Anteile an einer luxemburgischen Perso-
nengesellschaft (P). Im Jahr 2011 brachte A seine 
Beteiligung an G in die P ein. Im Jahr 2013 ver-
kaufte K 5,1 Prozent der Anteile an X an eine lu-
xemburgische Kapitalgesellschaft (B), deren al-
leinige Gesellschafterin die P war, und wechselte 
ihre Rechtsform in eine KGaA. Das Finanzamt 
(FA) war der Auffassung, dass die Grundstücke 
von X der K zuzurechnen seien, und sah in der 
Einbringung der Beteiligung an K in die P einen 
steuerbaren Vorgang nach § 1 Abs. 2a GrEStG 
a. F., der jedoch nach § 6 Abs. 3 S. 1 GrEStG a. F. 
steuerbefreit sei. Den Verkauf der Anteile an der 
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X durch die K sowie den im gleichen Jahr durch-
geführten Wechsel der Rechtsform durch K quali-
fizierte das FA als schädliche Anteilsminderung 
im Sinne des § 6 Abs. 3 S. 2 GrEStG a. F. und ver-
sagte rückwirkend die Steuerfreistellung. Das Fi-
nanzgericht (FG) hingegen war der Auffassung, 
dass die Grundstücke von X der K grunderwerb-
steuerrechtlich nicht zuzurechnen seien.

Entscheidungsgründe

Der BFH hat die Revision der Finanzverwaltung 
zurückgewiesen. Das FG habe zu Recht erkannt, 
dass die Übertragung der Anteile im Jahr 2011 
den Tatbestand des § 1 Abs. 2a GrEStG a. F. man-
gels Vorliegen von inländischem Grundbesitz 
nicht erfüllt. Maßgebend für 
die  Zugehör igke i t  e ines 
Grundstücks im Sinne des § 1 
Abs. 2a GrEStG zum Vermö-
gen einer Gesellschaft seien 
die in der Rechtsprechung an-
erkannten Grundsätze der 
grunderwerbsteuerrechtli-
chen Zurechnung (BFH-Urteil 
vom 11.12.2014, Az. II R 
26/12). Diese zu §  1 Abs.  3 
GrEStG entwickelten Grundsätze gelten auch für 
§ 1 Abs. 2a GrEStG. Das folge aus dem insoweit 
identischen Wortlaut und der systematischen 
Stellung der Vorschriften zueinander. Diese 
Grundsätze sind auch bei mehrstöckigen Beteili-
gungen anzuwenden, bei denen eine Obergesell-
schaft an einer grundbesitzenden Gesellschaft 
beteiligt ist. 

Akt des Rechtsverkehrs erforderlich

Ein Grundstück der Untergesellschaft ist der 
Obergesellschaft danach grunderwerbsteuer-
rechtlich nur zuzurechnen, wenn die Obergesell-
schaft es selbst aufgrund eines Erwerbsvorgangs 
nach § 1 Abs. 1 bis 3a GrEStG erworben hat. Der 
bloße Erwerb des Grundstücks durch die Unter-
gesellschaft führt nicht zu einer automatischen 
Zurechnung bei der Obergesellschaft, auch nicht 
im Falle mehrstöckiger Beteiligungsketten. Aus 
dem Regelungszweck des § 1 Abs. 2a GrEStG wie 
auch aus dem § 1 Abs. 2b bis 3a GrEStG folgt, 
dass hierzu die jeweiligen Erwerbstatbestände 
aufgrund eines Akts des Rechtsverkehrs erfüllt 

sein müssen. Deshalb kann einer Obergesell-
schaft auch nicht allein wegen der Beteiligung an 
einer Untergesellschaft deren Grundstück nach 
§ 1 Abs. 2 GrEStG zugerechnet werden. Anders 
als etwa einem Treugeber, der aufgrund einer 
Treuhandabrede bei einem Grundstückserwerb 
durch den Treuhänder zugleich den Tatbestand 
des § 1 Abs. 2 GrEStG verwirklicht, steht einem 
Gesellschafter die Verwertungsbefugnis an dem 
Grundstück der Gesellschaft nicht zu. Die Einwir-
kungsmöglichkeiten eines Gesellschafters auf Ge-
sellschaftsebene reichen für eine Verwertungsbe-
fugnis im Sinne des § 1 Abs. 2 GrEStG nicht aus. 
Das folgt aus der Systematik des Grunderwerb-
steuerrechts, das Gesamthandsgemeinschaften 
und Kapitalgesellschaften als eigene Rechtssub-

jekte behandelt (BFH-Urteil 
vom 20.04.2016, Az. II R 
54/14).

Keine Zurechnung 
aufgrund  
der Beteiligungsquote

Da die Ergänzungstatbestände 
des § 1 Abs. 2a bis 3a GrEStG 
jeweils auch den mittelbaren 

Übergang von Beteiligungen an grundbesitzenden 
Gesellschaften erfassen, besteht auch keine Not-
wendigkeit, einer Obergesellschaft – allein auf-
grund ihrer Beteiligung an einer Untergesell-
schaft – deren Grundstücke zuzurechnen. Eine Be-
steuerungslücke entsteht dadurch nicht. Im skiz-
zierten Fall reichte auch die bloße Absenkung der 
Beteiligungsgrenze für Anteilserwerbe nach § 1 
Abs. 3 Nr. 1 GrEStG a. F. ab dem 1. Januar 2000 
durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 
hierfür nicht aus, da es insoweit an einem Akt des 
Rechtsverkehrs fehlte. Der spätere Zuerwerb der 
0,01 Prozent im Jahr 2002, also nach der ge-
setzlichen Absenkung der Beteiligungsgren-
ze, führte dann nicht mehr zu einer Tatbe-
standsverwirklichung im Sinne von § 1 
Abs. 3 Nr. 1 GrEStG a. F. (keine erst-
malige Anteilsvereinigung).  ●

DR. ANDREAS BOCK

Rechtsanwalt und  

Steuerberater bei  

der WTS Group  

in München

Das folge aus dem 
insoweit identi-

schen Wortlaut und 
der systematischen 
Stellung der Vor-

schriften zueinander.
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Genossenschaft  
bedeutet Demokratie

DATEV-Vertreterrat | Die meisten Gremien in Unternehmen sind gesetzlich 
vorgeschrieben. Darüber hinaus kann es noch freiwillig eingerichtete Gremien geben, 

die die demokratische Kultur stärken und die Interessen der Mitglieder vertreten.  
Ein Beispiel hierfür ist der DATEV-Vertreterrat.

Kerstin Putschke und Birgit Schnee
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In einer Genossenschaft sind die Mitglieder auch die An-
teilseignerinnen und -eigner. Das heißt, die DATEV-Mit-

glieder haben ein persönliches Interesse daran, sich an der 
Entwicklung ihrer Genossenschaft aktiv zu beteiligen. Die ge-
nossenschaftlichen Grundprinzipien der Selbsthilfe, Selbst-
verantwortung und Selbstverwaltung bilden die demokra-
tisch ausgerichtete Struktur des Unternehmens. Die Mitglie-
der stehen im Mittelpunkt und sollen mitgestalten und miten-
tscheiden. Das können sie im Vertreterrat. 
Neben den Organen Vorstand, Aufsichtsrat und Vertreterver-
sammlung, die das Genossenschaftsgesetz vorschreibt, sind 
Vertreterrat und Beirat freiwillige Gremien, die in der Satzung 
verankert sind. Während der Beirat mit Repräsentanten aus 
Kammern und Verbänden den Vorstand in berufspolitischen 
Fragen berät, begleitet der Vertreterrat den Vorstand als Über-
setzer zwischen Berufsstand und Genossenschaft und steht 
ihm mit den an die Vertreter herangetragenen Wünschen und 
Anforderungen der Kanzleien beratend zur Seite. 

03 / 23
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Der Vertreterrat wurde vor etwas über 30 Jahren initiiert. 
Diese Initiative ging von den 1992 neu gewählten Mitglie-
dern der Vertreterversammlung aus. Sie wollten durch den 
Vertreterrat die Vertreter stärken, damit diese Beschwerden 
und Anregungen von Mitgliedern an den Vorstand tragen. 
Der Vorstand unterstützte das Vorhaben. 
Mit hoher Zustimmung wurde mit einer 
Satzungsänderung der Vertreterrat ins Le-
ben gerufen – in dieser Form ein Novum 
in der deutschen Genossenschaftsland-
schaft. 
Die Vertreter haben mittlerweile seit über 
drei Jahrzehnten großen Einfluss auf die 
Entwicklung der Genossenschaft. Sie erör-
tern damals wie heute gemeinsam mit DA-
TEV die Anliegen der Mitglieder und bera-
ten den Vorstand bei der Produktentwicklung aus der An-
wenderperspektive. Neben der Produktberatung erörtert der 
Vertreterrat mit dem Aufsichtsrat die Berufung von Vor-
standsmitgliedern. Aufsichtsrat, Vertreterrat und Beirat sind 
untereinander sehr gut vernetzt. So nehmen zum Beispiel 
Delegierte aus Vertreterrat und Beirat gegenseitig an den Sit-
zungen teil. Auch treffen sie sich jährlich zu den regionalen 
Informationsgesprächen, die im Vorfeld der Vertreterver-
sammlung stattfinden. 

Gemeinsame Weiterentwicklung

Ursprünglich gab es Vertreterratsausschüsse, die regelmäßig 
an Pilotierungen teilgenommen und sich mit der Weiterent-
wicklung von Programmen beschäftigt haben. Mit der orga-
nisatorischen Neuaufstellung von DATEV hat sich auch der 
Vertreterrat mit einer Anpassung seiner Geschäftsordnung 
reformiert. Heute bildet der Vertreterrat Kompetenzteams für 
einzelne Geschäftsfelder, die je von einem Prozessverant-
wortlichen geleitet werden. Prozessverantwortliche gibt es 
aktuell für die Workstreams Accounting Solutions I und II, 
B2C, Kanzleimanagement, Personalwirtschaftssysteme, 
Rechtsanwaltsmarkt und Public Sector sowie Steuern, Wis-
sen und Beratung. Als Spezialisten ihres Bereichs bringen 
sich Prozessverantwortliche kenntnisreich in die technische 
Weiterentwicklung der Software auf dem Weg in die Cloud 
ein. So wirken sie sowohl an bestehenden als auch an künfti-
gen Lösungen mit – und damit unmittelbar auch an der Stra-
tegie von DATEV. 
Übergeordnete Themen werden übrigens auch im Strategie-
Board diskutiert, das sich aus den drei Vorsitzenden des Ver-
treterrats und den zuständigen Mitgliedern der Geschäftslei-
tung von DATEV zusammensetzt. Zudem werden in dem 
Strategie-Board übergreifende Aufgaben koordiniert und die 
Workstreams der jeweiligen DATEV-Geschäftsfelder festge-
legt, in denen der Vertreterrat berät.
Da die Vertreterräte sowohl Berufsträger als auch DATEV-

Mitglieder sind, hilft ihre Kundensicht, die täglichen Kanzlei-
prozesse besser zu verstehen und die Anwendungen genau 
darauf abzustimmen. Dazu erhält der Vertreterrat vom Vor-
stand regelmäßig Auswertungen über Rückmeldungen von 
Mitgliedern und wird einmal jährlich über die aktuellen Pro-

duktpläne informiert. Das Gremium ver-
tritt die Mitglieder und denkt die Kanzlei-
prozesse für die DATEV-Lösungen vor.
Der Vertreterrat erhält von DATEV darüber 
hinaus auch Beratungsaufträge. Daraufhin 
bilden die Prozessverantwortlichen Bera-
tungsteams. Die Prozessverantwortlichen 
arbeiten dabei eng mit den jeweiligen 
DATEV Product Ownern zusammen. Die 
Beratungsteams können durch Mitglieder, 
die nicht dem Gremium angehören, er-

gänzt werden. Über seine Arbeit berichtet der Vertreterrat in 
der im ersten Halbjahr stattfindenden Vertreterversammlung. 
Er kann sich dazu auch an alle DATEV-Mitglieder wenden.

Und so wird man Vertreterrat 

Um Vertreterrat werden zu können, muss man Mitglied der 
Vertreterversammlung sein. Aus den Reihen der Vertreter-
versammlung wird dann innerhalb der ersten zwei Monate 
ihrer Amtszeit der neue Vertreterrat in geheimer Wahl für 
vier Jahre gewählt. Jeder Wahlbezirk wählt dabei getrennt. 
Für jede angefangene Teilmenge von zehn Vertretern eines 
Wahlbezirks wählen die Vertreter aus ihrer Mitte einen Ver-
treterrat. Dies bedeutet, größere Wahlbezirke haben mehr 
Vertreterräte als kleinere. Die Wahl findet traditionell immer 
am Tag der Vertreterversammlung statt. Die nächsten Wah-
len zum Vertreterrat finden somit am 28. Juni 2024 statt.  ●

KERSTIN PUTSCHKE UND BIRGIT SCHNEE

Redaktion DATEV magazin

MEHR DAZU 
In der kommenden Ausgabe sprechen die Vertreterrats­
vorsitzenden Marcel Kruse, Volker Andres und Alexander 
Kempf im Interview über ihre Gremiumsarbeit, die 
Aufgaben für die Zukunft und über die Rolle von DATEV.

Die Vertreter  
haben großen 

Einfluss auf  
die Entwicklung der 

Genossenschaft.
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Pionier, Vordenker, 
Visionär

Heinz Sebiger kommt in einem Jahr zur 
Welt, in dem sich die Geschichte selbst 

überholen wird: Die junge Weimarer Re-
publik sah sich durch zahlreiche links- 
und rechtsextremistische Putschversu-
che in ihrer Existenz bedroht; hinzu ka-
men Reparationszahlungen, die zu ei-
ner Hyperinflation und daraus folgend 
zu einer Rezession führten. All dem voran 
steht damals Reichskanzler Gustav Strese-
mann. „Liberal ist, wer die Zeichen der Zeit 
erkennt und danach handelt“, sagte dieser. Fast 
wirkt es so, als hätte der damalige Zeitgeist Dr. Heinz Sebi-
ger zu dem Visionär werden lassen, der er 93 Jahre lang war. 
Heinz Sebiger war ein Kind seiner Zeit, ein Pionier, ein Vor-
denker. „Mein Hirn war meine Waffe“, fasste er einst seinen 
Start ins Berufsleben zusammen, denn die Verhältnisse, aus 
denen er kommt, waren einfach und beengt. Als er zwei Jah-
re alt ist, stirbt sein Vater. Seine Mutter muss ihn und die äl-
tere Schwester allein durchbringen. Er habe alles gelernt, 
was greifbar war, sagt er später. Seine alleinerziehende Mut-
ter war nicht nur Vorbild, sondern auch Motivatorin. „Bub, 
merk dir eins: Wir haben nicht viel Geld, also musst du ler-
nen. Wissen ist Macht – keine Inflation kann dir das jemals 
nehmen.“ Mit 14 Jahren begann Sebiger eine Kaufmanns-
lehre in einem Bauunternehmen. Es folgten vier Jahre 
Kriegsdienst und zwei Jahre Gefangenschaft. Zurück in der 
Heimat war er nach Kriegsende zunächst als Steuerbevoll-
mächtigter tätig, bevor er über den zweiten Bildungsweg 
sein Abitur nachholte und anschließend Volkswirtschaftsleh-
re studierte. Später in den 1960er-Jahren boomte die deut-
sche Wirtschaft, sodass alle Branchen unter extremem Fach-
kräftemangel litten. Die Betriebe suchten nach Möglichkei-
ten, besonders die Buchhaltung an Dritte auszulagern. Denn 

Buchhalter waren schwer zu finden, ein Um-
stand, den auch die Steuerberater bald zu 

spüren bekamen. 
Volkswirt Heinz Sebiger witterte seine 
Chance. „Das war ein Glück für uns Steu-
erberater“, wird er später sagen. „Ich bot 
meinen Mandanten an, ihre Buchungen 
für sie zu übernehmen.“ 

In seiner damaligen Kanzlei am Nürnber-
ger Hauptmarkt suchte er bereits eifrig 

nach Lösungen, einen Teil der Buchhaltung zu 
rationalisieren. Die Steuerberater sollten entlastet 

und unterstützt werden. Die Lösung hatte drei Buchstaben: 
EDV. Doch es gab nur Großrechner, vor allem in Großunter-
nehmen und wissenschaftlichen Instituten, aber auch in Re-
chenzentren, die Datenerfassung und -verarbeitung als 
Dienstleistung anboten. Als Steuerbevollmächtigter konnte 
er schon aus standesrechtlichen Gründen die Datenerfas-
sung nicht auslagern.
Als großer Technikenthusiast investierte Heinz Sebiger nun 
rund 17.000 Mark in eine Olivetti Telebanda zur Datenerfas-
sung. Seine Idee, den Lochstreifen nach dem Einbuchen 
einfach nur an ein Rechenzentrum zu schicken, erwies sich 
als unpraktikabel. Eine mehrere Millionen DM teure eigene 
EDV war für den Selbstständigen nicht finanzierbar. Ab da 
wollte er die Idee von Schulze-Delitzsch und Raiffeisen für 
sich nutzen, was ihm viel Spott einbringen sollte: Warum 
nicht eine Genossenschaft gründen und gemeinsam schaf-
fen, was einer alleine nicht vermag? Mehr als 5.500 Kanz-
leien waren bereits nach vier Jahren Teil des genossen-
schaftlichen Erfolgsmodells DATEV. Heute sind es mehr als 
40.000.
So gründete Heinz Sebiger 1966 DATEV – ein Erfolgsmodell 
für den steuerberatenden Beruf bis heute, mehr als 57 Jahre 

Ehrendes Gedenken | Geschichte wiederholt sich: Fachkräftemangel, Inflation und 
mangelnder Digitalisierungsgeist. Doch es gibt für jedes Problem eine Lösung und manchmal 

auch die richtige Person zur richtigen Zeit mit der richtigen Idee. Was würde Dr. Heinz 
Sebiger tun? Am 9. März 2023 jährt sich sein Geburtstag zum 100. Mal.

Astrid Schmitt
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später. Auf diesem Wege konnte Heinz Sebiger ge-
nug Kapital einsammeln, um Rechnerleistung bei 
IBM einzukaufen und schließlich das erste Pro-
gramm für Steuerberater zu entwickeln. Fast drei-
mal günstiger als konkurrierende Rechenzentren 
konnte DATEV damals die Leistungen anbieten. 
Auch wenn es damals noch nicht so hieß, ebnete 
Sebiger mit der zentralen Datenverarbeitung den 
Weg für Cloud-Lösungen.

Weitblick, Mut und Entschlossenheit

Zu seinem Lebenswerk gehörte auch der Kampf 
gegen den Steuerdschungel und eine komplexe 
Gesetzeslage. Heinz Sebiger wurde nicht müde, 
Politik und Regierung immer wieder an ihre Ver-
sprechen zu erinnern, Steuergesetze zu vereinfa-
chen.
Neben seinem Vorstandsvorsitz engagierte sich 
Heinz Sebiger in vielen Ehrenämtern und erhielt 
im Laufe seines Lebens zahlreiche Auszeichnun-
gen, unter anderem 1986 die Ehrendoktorwürde 
der Universität Erlangen-Nürnberg, 1988 das 
Große Verdienstkreuz des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland sowie 2008 den Or-
den der Aufgehenden Sonne am Band im Namen 
des japanischen Kaisers für seine Verdienste um 
die IT-Unterstützung des Steuerberaterberufs-
stands in Japan.

Digital durch und durch

Dr. Heinz Sebiger blieb Technikenthusiast bis zu-
letzt. Denn längst hatte er erkannt, dass die fort-
schreitende Digitalisierung enorme Erleichterun-
gen für den Alltag bot. 
Seine Liebe zu Digitalisierung und Innovation 
wurde im Laufe von Dr. Sebigers Leben ergänzt 
durch seine Leidenschaft für Japan. Daraus ent-
stand eine 51-jährige tiefe Verbundenheit zum ja-
panischen DATEV-Pendant TKC. Zeitgleich zu 
Heinz Sebiger gründete nämlich Takeshi Izuka in 
seiner Heimat ein Unternehmen, das dem deut-
schen IT-Dienstleister in vielen Punkten glich. 
„Als ich ihn das erste Mal traf, dachte ich, ich ste-
he mir selbst gegenüber“, erinnerte sich Dr. Sebi-
ger an die Zeit. Es entstand eine geschäftliche 
Partnerschaft und eine private Freundschaft, von 
der DATEV bis heute profitiert.  ●

ASTRID SCHMITT

Redaktion DATEV magazin

KLARTEXT

FOLGEN SIE MIR AUF …

 

sowie

LinkedIn: www.linkedin.com/in/prof-dr-peter-krug

Twitter: twitter.com/krugprof

„

Im Juni 1992 beschloss die 23. ordentliche Vertreterver-
sammlung von DATEV eine Satzungsänderung und führ-

te den Vertreterrat als neues Organ ein. Vorangegangen 
war dem die Gründung der Interessengemeinschaft der 
DATEV-Anwender (IDA e. V.), der Gruppierung fortschritt-
licher DATEV-Vertreter. Neben den bisherigen Anwender-
ausschüssen entstanden weitere Vertreterratsausschüsse 
für Rechnungswesen/Jahresabschluss/Wipro (VRA1), 
Lohn/Steuern (VRA2), Kanzleiorganisation (VRA3) und ein 
anlassbezogen zu definierender Ausschuss für aktuelle 
Themen (VRA4). Ferner wurden aus dem Kreis der Vertre-

ter Produktpaten definiert. Die 
Ents tehungsgeschichte  des 
Vertreterrats stieß bei unserem 
DATEV-Gründer Dr. Heinz Sebiger 
zunächst auf keine große Gegen-

liebe. Positiv war aber, dass der damalige Vorstand die po-
litischen Querelen von den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Hauses fernhielt und sich so eine intensive Art der 
Zusammenarbeit mit den Vertretern entwickelte. 
In den vergangenen Jahren modifizierten wir gemeinsam 
einige Spielregeln wie die mögliche Hinzunahme von ge-
eigneten Ausschussmitgliedern, die nicht der Vertreter-
versammlung angehören. Unsere eigenen Organisations-
veränderungen im Rahmen von Fit für die Zukunft führ-
ten erneut zu Anpassungen der Strukturen und es wurden 
Prozessverantwortliche neu definiert. Heute beschreiben 
die Beteiligten auf beiden Seiten die Vertreterratsarbeit 
durchweg als hilfreich und konstruktiv, und der Vertreter-
rat hat sich trotz schwieriger Geburtswehen zu einem 
wichtigen und wertvollen Organ entwickelt.  ●

PROF. DR. PETER KRUG 
Chief Markets Officer (CMO)

 30 Jahre Vertreterrat –  
alle mussten ihre Rollen erst lernen

Hilfreich und 
konstruktiv
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Der Schlüssel  
heißt Respekt
Kanzleialltag | Eher analog arbeitende und 
digitale Kanzleien stehen sich unversöhnlich 
gegenüber? Von wegen! Ein Beispiel zweier sehr 
unterschiedlicher Kanzleien aus Kiel zeigt, wie sehr 
jede Kanzlei von der anderen profitieren kann.
Thomas Günther
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Eigentlich sollte dieser Freitagabend im August 2022 nur ein 
gemütliches Grillfest der Jungen Steuerberater des Steuerbe-

raterverbands in Schleswig-Holstein sein. Austragungsort des 
Get together war die Kanzlei Neuweiler & Partner, eine 1951 ge-
gründete Traditionskanzlei in Kiel. Eingeladen hatte ein junger 
Steuerberater der Kanzlei, zu Gast war unter anderem auch Stefa-
nie Sommerstedt, die ihre 100 Prozent digital aufgestellte Kanzlei 
2019 gegründet und sich auf einen geselligen Abend unter 
Gleichgesinnten gefreut hatte. Eigentlich.
Eigentlich nur auf ein Bier vorbeikommen wollte Frank Neuwei-
ler, Inhaber und Partner in der eher analog arbeitenden Kanzlei 
und Enkel des Kanzleigründers. Mit 54 Jahren zählt er selbst 
nicht mehr zu den ganz jungen Steuerberatern und wollte einfach 
nur kurz Hallo sagen. Eigentlich.
In der Realität geschah an jenem Freitagabend Folgendes: Als 
alle anderen Teilnehmerinne und Teilnehmer des Grillfests längst 
daheim waren, tigerten Stefanie Sommerstedt und Frank Neu-
weiler noch immer durch die Kanzlei, die Uhr hatte längst die ers-
te Stunde des Samstags geschlagen. Neuweiler und Sommerstedt 
diskutierten rund fünf Stunden über analoge und digitale Kanzlei-
prozesse, erklärten sich gegenseitig, wie sie arbeiten, und be-
schlossen irgendwann, dass sie diesen Abend oder besser diese 
Nacht fortsetzen müssten mit einer Art Praktikum in der Kanzlei 
von Stefanie Sommerstedt.

Digitalisierung muss Mehrwert schaffen

Einen Monat später trafen sich die beiden also erneut, diesmal 
bei Stefanie Sommerstedt, die eine rein digital aufgestellte Kanz-
lei führt, das Wort Digitalisierung aber gar nicht mag. „Digitali-
sierung entpuppt sich für mich als Unwort des Jahres. Ich sehe 
das aus einer ganz anderen Perspektive: Es geht um Prozessopti-
mierung. Ich sehe oft, dass versucht wird, etwas Analoges digital 
nachzubauen. Aber das funktioniert nicht. Der Prozess muss im 
Fokus stehen und nicht der Satz: Ich tausche ein Blatt Papier ge-

STEFANIE SOMMERSTEDT  
UND FRANK NEUWEILER  
Steuerberatung Sommerstedt und Kanzlei 
Neuweiler & Partner, beide aus Kiel
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gen eine PDF.“ Einer etwas anderen Definition folgt Frank Neu-
weiler: „Für mich ist Digitalisierung, wenn ich dem Mandanten 
einen Mehrwert erbringen kann und mein Mitarbeiter dabei Zeit 
spart. Wir digitalisieren nicht, weil es cool und hip ist, sondern es 
muss einen Mehrwert bringen. Ich fand es zum Beispiel cool, bei 
Steffi Unternehmen online im erweiterten Modus zu sehen, wo 
die Belege nicht nur da, sondern schon gebucht sind und die 
Mandanten jederzeit darauf zugreifen können. Das ist für mich 
Digitalisierung und ein Learning aus dem Tag bei Steffi, dass wir 
uns nun auch überlegen, Unternehmen online im erweiterten 
Modus zu nutzen.“ Seine Kanzlei bezeichnet er als Hybridkanzlei, 
die je nach Mandantenanforderung digitale, aber eben auch noch 
viele analoge Prozesse anbietet.
Zurück zu besagtem Praktikumstag im September. „Wir beide 
empfanden dieses Praktikum, wie wir es scherzhaft nannten, völ-
lig normal, aber viele Menschen aus unserem Umfeld haben uns 
erstaunt gefragt, was wir da machen und was das überhaupt soll. 
Warum Frank mich in seine Ordner gucken lässt und ich ihn in 
meine Kanzleiabläufe. Es war ein Miteinander, wir hatten von An-
fang an ein Vertrauensverhältnis gehabt. Wir sind ja keine Kon-
kurrenten und müssen keine Geheimnisse voreinander haben 
und dadurch können wir voneinander lernen“, erklärt Stefanie 
Sommerstedt die Motivation dieses Tages, an dem sich beide 
rund zehn Stunden austauschten. 
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Während des Praktikums zeigten sich die beiden Steuerberater 
gegenseitig anhand ganz praktischer Beispiele, wie sie arbeiten. 
„Wir haben angefangen mit dem Beleg vom Brötcheneinkauf fürs 
gemeinsame Mittagessen in der Kanzlei. Wir tippen den Beleg ab 
und buchen diesen. Der Beleg ist also schnell gebucht, aber das 
ist natürlich auch Teil der Wahrheit: Der Mandant hat den Beleg 
weiterhin nur in Papierform und nicht digital abgelegt oder gar 
hinter der Buchung hängen“, erklärt Frank Neuweiler. Stefanie 
Sommerstedts Herangehensweise sieht anders aus: „Ich habe die 
DATEV-App Upload mobil genommen und zack ist der Beleg hin-
ter der Buchung hinterlegt.“

Überraschungen mit Microsoft OneNote  
und Onboarding

Im weiteren Verlauf diskutierten die beiden unter anderem über 
die Kontenabstimmliste in Kanzlei-Rechnungswesen, den erwei-
terten Modus von Unternehmen online, die DATEV E-Mail-Ver-
schlüsselung, den gesamten Buchhaltungsprozess, den Vorteil, 
eine Kanzlei auf der grünen Wiese aufbauen zu können und nicht 
eine etablierte Kanzlei zu übernehmen, und OneNote. „Steffi hat 
mir OneNote gezeigt, und das war wirklich ein Augenöffner“, 
gibt Frank Neuweiler zu und ergänzt: „Ich schreibe DIN-A5-Zet-
tel voll und bespreche diese Notizen mit meinen Mitarbeitern. 
Diese Zettel werden hier und da auch mal eingescannt, um sie 
wiederzufinden. Dann sind wir aber beim Thema Verschlagwor-
tung. OneNote ist schnell zugreifbar für jeden, der an einem Man-
dat arbeitet. Das hat schon was. Es kommt nicht mehr zu Insel-
wissen, sondern jeder weiß alles, was einen Mandanten betrifft.“ 
In der Kanzlei von Stefanie Sommerstedt stellt die Nutzung von 
OneNote eine große Arbeitserleichterung für die Mitarbeiter dar.
Auch das Onboarding von neuen Mandanten war Gegenstand 
des Praktikums. „Ich hatte allein im September sieben, acht neue 
Kapitalgesellschaften, die ich onboarden musste. Ich würde den 
Überblick verlieren, wenn es dafür keinen klaren Prozess gäbe. 
Ich nutze dafür ProCheck. Dort habe ich meine Checkliste und in 
der Vorlagenverwaltung standardisierte Mails und Dokumente, 
die nach einem festen Plan versendet werden. Zusätzlich habe 
ich auf der Website einen geschützten Mandantenbereich, in 
dem alle notwendigen Infos für die Mandanten liegen. Das alles 
kann man nicht im Freiflug abbilden“, erläutert Stefanie Som-
merstedt ihre Vorgehensweise, die Frank Neuweiler durchaus 
interessant auch für seine Kanzlei findet. „Bei uns läuft das On-
boarding nicht nach einem festgeschriebenen Schema ab. Jeder 
Mitarbeiter hat halt im Kopf, was gemacht werden muss mit Voll-
machten und was alles dazugehört, aber wir haben keinen klar 
strukturierten Plan, keine Checkliste, die man abhaken kann. Das 
ist gerade dann schwierig, wenn wir neue Mitarbeiter einstellen, 
die dann auf einmal einen Mandanten onboarden müssen. Bei 
Steffi könnte sogar ich als Außenstehender das Onboarding über-
nehmen, weil das so klar strukturiert ist.“
Abends, als es schon längst über Kiel dämmerte, beenden Frank 
Neuweiler und Stefanie Sommerstedt ihr Praktikum und ziehen 

ein Fazit. „Wir schauen jetzt vorsichtig, wie wir das eine oder an-
dere, das ich sehr gut finde, bei uns umsetzen können. Wir kön-
nen nicht alles machen, aber behutsam schauen, wo wir schnell 
und unkompliziert Mehrwert schaffen und effizienter sein kön-
nen. Ich werde aber keinen Mandanten zu irgendetwas zwingen. 
Mandanten und Mitarbeiter müssen glücklich und zufrieden sein, 
das ist die grundlegende Prämisse“, so Frank Neuweiler, der für 
sich ergänzt: „Ich habe von Steffi wirklich viel gelernt. Ich finde es 
irre, wie strukturiert sie denkt und arbeitet. Ich mache viele Sa-
chen eher aus dem Bauch oder der Erfahrung heraus, Steffi hin-
gegen macht aus allem einen Prozess und ist sehr akribisch. Das 
finde ich sehr faszinierend.“ Ein Fazit, das Stefanie Sommerstedt 
bestätigen kann: „Ich sehe und lebe Prozesse, bin halt ein Pro-
zesstiger. Was ich von Frank gelernt habe: ruhiger zu werden, mir 
nicht über alles Gedanken zu machen. Mir ist klar geworden, wie 
weit ich mit der durchgängigen Automatisierung gekommen bin. 
Und das Tolle ist: Ich kann Frank jetzt jederzeit anrufen, wenn ich 
mal einen Fall habe, wo ich fachlich einen Sparringspartner be-
nötige. Das ist für mich Gold wert.“
Doch wie haben die beiden es geschafft, dass sie sich trotz ihrer 
so unterschiedlichen, oftmals als konfrontativ empfundenen Her-
angehensweisen so gut verstehen, dass sie sich weiterhin regel-
mäßig treffen und austauschen? „Uns waren respektvoller Um-
gang und kollegiales Miteinander wichtig. Wir alle haben so viel 
Arbeit vor der Brust und müssen die stürmischen Zeiten durch-
stehen, außerdem gibt es Mandate für alle. Es wird auch noch 
viele Jahre Mandanten geben, die alles auf Papier haben wollen. 
Und das ist auch okay so. Es wollte ja niemand jemanden bekeh-
ren. Wir haben nicht in gut und schlecht gedacht, sondern nur 
unsere Wege gezeigt und voneinander gelernt. Der gegenseitige 
Respekt war der Schlüssel, dass daraus mittlerweile sogar eine 
Freundschaft entstanden ist“, blickt Stefanie Sommerstedt zu-
rück auf ein fortwährendes Praktikum, das begann an einem 
Abend, der doch nur ein Grillfest werden sollte. Eigentlich.  ●

THOMAS GÜNTHER

Redaktion DATEV magazin

MEHR DAZU 
DATEV- Fachbuch „Go digital: Neues Denken in der 
Kanzleiführung“, 2. Auflage,  
www.datev.de/shop/36009

DATEV- Fachbuch „Kanzleierfolg ist planbar“,  
www.datev.de/shop/35852

Lernvideo (Vortrag) „Microsoft OneNote – Organi
sation in Kanzleien“, www.datev.de/shop/78966

Da die Unternehmenswelt daten- und prozessge
steuert ist, erhalten Sie mit digitalen Datenanalysen 
aktuelle und hochwertige Datenbestände, die für 
solide strategische Unternehmensstrategien 
unerlässlich sind, www.datev.de/datenpruefung
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Online völlig flexibel
DATEV Lernplattform online

DATEV magazin: Wir gratulieren Ihnen als 150.000. 
Nutzer der Lernplattform online. Stellen Sie uns bitte 
zunächst Ihre Kanzlei kurz vor.
MICHAEL KARRER: Wir sind drei Personen in der Kanzleilei-
tung und beschäftigen insgesamt 13 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Die Kanzlei verteilt sich auf zwei Standorte, 
Mühltal und Reinheim. Hauptsitz ist Mühltal.

Wie haben die Mitarbeiter den Wechsel, bedingt durch die 
Pandemie, in die neue Arbeitswelt vollzogen? Welche 
Rolle spielte hier Weiterbildung?
THORSTEN RINK: Früher lief unsere Weiterbildung fast nur 
über Präsenzseminare. Das haben wir umgestellt auf Online-
Seminare und Lernvideos. Der Übergang lief sehr gut. Die 
meisten Mitarbeiter nutzen seitdem die Online-Formate. 
Letztlich steht es ihnen frei. Als Kanzleileitung verlangen wir 
eine regelmäßige fachliche Fortbildung. Das Format überlas-
sen wir den Mitarbeitern.

Was schätzen Sie beim digitalen Lernen mit der DATEV 
Lernplattform online und wie bewerten Ihre Mitarbeiter 
die Lernplattform online?
MICHAEL KARRER: Zum einen, dass man nicht an Ort oder 
Zeit gebunden ist. Und wenn man Inhalte aus einem Lernvi-
deo schon kennt, kann man dieses Kapitel einfach übersprin-
gen. Das geht bei einem Präsenzseminar nicht. Bei Online-
Formaten kann ich mir punktuell Problemfälle anschauen, für 
die ich eine Lösung brauche. Flexibilität ist ein weiterer gro-
ßer Faktor. Mein Eindruck ist, dass die Mitarbeiter sehr gut 
zurechtkommen und ebenfalls die große Flexibilität schät-
zen. Im Homeoffice hat man doch mehr Ruhe als im Büro. 
Das Angebot auf der Plattform ist sehr gut. Zum Kurzarbei-
tergeld gab es von DATEV beispielsweise auch sehr schnell 
gute Videos.

Sie nutzen die Flatrate Lernvideo. Was hat Sie hier 
überzeugt? 
THORSTEN RINK: Letztlich war es die Sicherheit, dass die 
Kosten kalkulierbar sind. Interessieren kann man sich für vie-
les, aber man sieht nur den Einzelpreis. Bei der Flatrate weiß 
man, wie viel es kostet, und man schaut sich eher mehr Vi-
deos an. Auch solche, die man sonst nicht gebucht hätte.

Wissensmanagement | Wie geht eine Kanzlei mit Wissensaufbau und -ausbau um? Was denken 
die Inhaber über Online- und Präsenzseminare? Wie wird die Lernplattform online genutzt? Was 
bringt eine Flatrate für Lernvideos? Die Steuerberater der Kanzlei Meisinger-Ahlers Karrer Rink in 
Mühltal und Reinheim als der 150.000. Nutzer der DATEV Lernplattform wissen mehr.
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MEHR DAZU
finden Sie unter www.datev.de/flatrate-lernvideo
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KATY LICHT UND 
ANETT GOEHRE

Steuerberaterinnen in der 

Kanzlei Zanin & Partner 

Steuerberater PartGmbB 

in Weimar
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DATEV magazin: Frau Licht, bitte stellen Sie uns die Kanzlei Zanin & Partner 
kurz vor.
KATY LICHT: Wir sind drei Berater, eine Fachwirtin und um die 18 Mitarbeiter. 
Zuletzt sind wir etwas kleiner geworden, wir waren mal 27 Mitarbeiter. Nicht 
alle Mitarbeiter sind mit der Entwicklungsgeschwindigkeit der Kanzlei zurecht-
gekommen, einige wollten auch den digitalen Weg nicht mitgehen. Und damals 

Standards  
sind wichtig

Kanzleientwicklung | Die Kanzlei Zanin & Partner aus 
Weimar hat sich verkleinert – und wächst dennoch „extrem“,  

wie Partnerin Katy Licht und Mitarbeiterin  
Anett Goehre sagen. Wie machen die das?

Das Interview führte Thomas Günther
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waren wir schlicht auch zu groß. Jetzt fühlen wir uns gut aufgestellt. Und trotz-
dem wächst die Kanzlei extrem, weil wir viel effizienter geworden sind. 

Wenn Sie sich verkleinert haben, scheint der Fachkräftemangel bei Ihnen  
gar nicht so akut zu sein wie bei vielen Berufskollegen.
ANETT GOEHRE: Ja, er ist sicherlich nicht so akut, aber doch Thema. Unser Ar-
beitsmarkt war schon vor Corona leer gefegt. Während der Pandemie haben 
sich viele weitere gute Steuerfachkräfte aus dem Markt verabschiedet und sind 
in Unternehmen gegangen, weil der Druck und die Arbeitsbelastung zu groß 
waren. Deswegen ist es auch so wichtig, selbst aus- und weiterzubilden. Unsere 
Scan-Fee zum Beispiel macht mittlerweile Bilanzen. Das hat sie sich selbst nie 

zu träumen gewagt, sie wollte uns nur beim Scannen unter-
stützen. Dafür hatten wir sie eingestellt, und nun hat sie sich 
so weiterentwickelt. 

Vor welchen Herausforderungen stehen Sie mit der Kanzlei?
KATY LICHT: Die Standards sind ein ständiges Thema. Dass 
wir Standards festlegen und sich alle weitestgehend daran hal-
ten. Wie buche ich was wohin? Wie lege ich irgendwas ab, so-
dass alle Zugriff darauf haben? Wie melde ich mich am Tele-
fon, wie gehe ich mit Mandanten um? Jeder hat seine eigene 
Handschrift, das ist klar. Aber das Gros muss stimmen und 

standardisiert sein. Es ist wirklich sehr wichtig, Buchungsstandards und Verhal-
tensstandards zu haben, an die sich alle halten – inklusive der Chefs. Und dann 
sind da noch die Abrechnungen der Corona-Hilfen. Aber für solche Spezialthe-
men haben wir kleine Teams gebildet, um dieses temporäre Wissen nicht auf 
alle auszurollen und damit etwas Druck herauszunehmen. 

Stichwort Corona-Hilfen: Wie arbeitsintensiv waren  
die vergangenen zwei, drei Jahre?
KATY LICHT: Durch Corona haben wir natürlich viel Bewegung unter den Mitar-
beitern gehabt. In diesen zweieinhalb Jahren haben wir sieben Leute eingestellt 
und uns von neun, zehn Leuten getrennt. Darunter waren auch langjährige Kräf-
te, die sich teilweise etwas Ruhigeres gesucht haben. Durch einige Mandanten 
wurde hoher psychischer und mentaler Stress an uns herangetragen. Gefühlt wa-
ren wir Ansprechpartner in allen Lebenslagen, auch zu vielen Themen, die nichts 
mit Steuerberatung zu tun haben. Trotzdem mussten wir die Beratung und die 
Abschlüsse gewährleisten. Wir kämpfen und rudern, aber es ist unter großem 
Einsatz machbar. Wir hatten aber auch mit psychischen Erkrankungen zu tun, 
mit Mitarbeitern, die mehrere Monate ausgefallen sind, was wir als Arbeitgeber 
abfangen mussten. 50-, 60-Stunden-Wochen wurden dadurch zur Normalität. 
ANETT GOEHRE: Langsam habe ich das Gefühl, dass ich selbst wieder bestimme, 
wie ich arbeite, und nicht mehr die Arbeit diktiert, was wir machen. Ich hetze 
nicht mehr durch die Arbeit und reagiere nur noch, wie es lange Zeit der Fall war.
KATY LICHT: Da du gerade darüber redest, fällt mir ein, dass wir zwei tiefgrei-
fende Entscheidungen getroffen haben: Wir haben Anfang 2021 entschieden, 
dass wir keine neuen Mandanten mehr aufnehmen, und waren damit eine der 
letzten Kanzleien hier in der Region. Wir haben stattdessen Wartelisten ange-
legt, die wir jetzt so langsam abarbeiten und selektieren, wie ordentlich der ers-
te Eindruck von den Mandanten ist, ob die Chemie stimmt. Und die zweite Ent-
scheidung: Wir haben zum Jahreswechsel 2021/22 rund 40 Mandate gehen las-
sen, mit denen die Zusammenarbeit nicht gepasst hat. Vor fünf Jahren hätten 
wir nicht im Traum daran gedacht, so einen Schritt zu gehen, niemals.  ●

Jetzt fühlen wir 
uns gut aufgestellt. 
Die Kanzlei wächst 

extrem, weil wir  
viel effizienter  

geworden sind.



Verpflichtend ab 2023: das besondere elektronische
Steuerberaterpostfach der BStBK. Infos unter datev.de/best

FÜR DIE INDIVIDUELLE BERATUNG.

SIE UNTERSTÜTZEN BEI

UNTERNEHMERISCHEN ENTSCHEIDUNGEN. 

WIR VERSCHAFFEN IHNEN DIE FREIRÄUME 

Beraten Sie Ihre Mandantinnen und Mandanten auch über das  
normale Kanzleigeschäft hinaus. Mit durchdachten Softwarelösungen,  
umfassendem Branchenwissen und digitalem Know-how steht DATEV  
verlässlich an Ihrer Seite.

B_RZ_AZ_DATEV_Steuer_Sonderausgabe_210x297_DATEV magazin_oSt_DU_15.08_ET_12.09.indd   1B_RZ_AZ_DATEV_Steuer_Sonderausgabe_210x297_DATEV magazin_oSt_DU_15.08_ET_12.09.indd   1 18.08.22   16:3218.08.22   16:32




